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Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Freiburg vom 20. Oktober 2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.

Tatbestand

Die KlÃ¤gerin begehrt die GewÃ¤hrung einer BeschÃ¤digtengrundrente nach einem
Grad der SchÃ¤digungsfolgen (GdS) von 60 statt 40 aufgrund des Gesetz Ã¼ber die
Hilfe fÃ¼r durch Anti-D-Immunprophylaxe mit dem Hepatitis-C-Virus infizierte
Personen (Anti-D-Hilfegesetz â�� AntiDHG).

Sie ist 1952 in Polen geboren und siedelte 1957 in die ehemalige DDR Ã¼ber. Am
9.Â August 1989 reiste sie in die Bundesrepublik ein. 1966 bis 1969 machte sie eine
Ausbildung zur Schleiferin in einem Automobilwerk, 1973 bis 1974 war sie als
angelernte Tierpflegerin beschÃ¤ftigt, 1977 bis 1978 als Kartiererin, 1981 bis 1982
als Arbeiterin in einer WÃ¤scherei, 1982 bis 1986 als Telefonistin, 1990 bis 1991 als
KÃ¼chenhilfe und 1992 bis 1993 als Versandmitarbeiterin. Seitdem Ã¼bte sie keine
BeschÃ¤ftigung mehr aus. Die KlÃ¤gerin ist Mutter von zwei erwachsenen Kindern,
ihr Ehemann, mit dem sie seit 1972 verheiratet war, ist im November 2018
verstorben. Sie lebt in einer Sozialwohnung (vgl. Rehabilitationsentlassungsbericht
der W1-Klinik B1 und Gutachten des B2).

Nach der Geburt ihres Sohnes 1978 erhielt die KlÃ¤gerin eine Anti-D-
Immunprophylaxe. Die hieraus resultierende Hepatitis-C-Infektion erkannte der Rat
des KreisesÂ Â Â Â Â Â Â Â  P1, Kreis-Hygieneinspektion, am 29. Mai 1979 als
GesundheitsschÃ¤digung auf der Grundlage der 2. DurchfÃ¼hrungsbestimmung
zum Gesetz zur VerhÃ¼tung und BekÃ¤mpfung Ã¼bertragbarer Krankheiten beim
Menschen (Bundes-Seuchengesetz â�� BSeuchG) an.

Auf ihren Antrag vom 13. Juni 1995 stellte das Amt fÃ¼r Soziales und Versorgung
P1 durch Bescheid vom 27. Juni 1996 in der Gestalt des Abhilfe-Bescheides vom 14.
Oktober 1997 nach dem BSeuchG i. V. m. dem Gesetz Ã¼ber die Versorgung der
Opfer des Krieges (Bundesversorgungsgesetz â�� BVG) als SchÃ¤digungsfolge i. S.
d. Â§ 51 BSeuchG eine Hepatitis-C-Infektion mit geringer AktivitÃ¤t fest und
gewÃ¤hrte der KlÃ¤gerin eine BeschÃ¤digtengrundrente nach einer Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) von 30 vom Hundert (v. H.).

Zugrunde lag diesem Bescheid die versorgungsÃ¤rztliche Stellungnahme desÂ N1,
der nach Auswertung der zur Vorlage gekommenen medizinischen Unterlagen eine
Hepatitis-C-Infektion mit geringer AktivitÃ¤t mit einem Grad der Behinderung (GdB)
von 30 (gemeint wohl MdE von 30 v. H.) bewertet hatte.

Als medizinische Unterlagen war u. a. das histologische Gutachten des Klinikums
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derÂ Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Albert-Ludwigs-UniversitÃ¤t F1
vom 27. Mai 1997 zur Vorlage gekommen, aus dem sich einen chronische Hepatitis
bei HVVC-Infektion (nach klinischen Angaben) mit entzÃ¼ndlicher AktivitÃ¤t Grad I
sowie einer Fibrose im Stadium I ergab. Die VerÃ¤nderungen seien sehr gering
ausgeprÃ¤gt gewesen und hÃ¤tten nur knapp das AusmaÃ� der fÃ¼r die Einstufung
notwendigen VerÃ¤nderungen erreicht.

Am 2. Dezember 1997 machte die KlÃ¤gerin als weitere SchÃ¤digungsfolgen
Beschwerden an der HalswirbelsÃ¤ule (HWS) und in den Fingergelenken, eine
Depression sowie NervositÃ¤t geltend.

VersorgungsÃ¤rztlich fÃ¼hrte M1 aus, die Beschwerden der HWS seien degenerativ
bedingt. Zwischen den angegebenen nervÃ¶sen Beschwerden, der Neigung zu
Depressionen und der als SchÃ¤digungsfolge anerkannten Hepatitis-C-Infektion
bestehe kein ursÃ¤chlicher Zusammenhang. Die Belastung, TrÃ¤ger des Hepatitis-
Virus zu sein, sei in der MdE von 30 v. H. bereits mitberÃ¼cksichtigt.

Das Amt fÃ¼r Soziales und Versorgung P1 lehnte deshalb durch Bescheid vom
15.Â Mai 1998 den Antrag der KlÃ¤gerin ab.

Im Widerspruchsverfahren machte die KlÃ¤gerin zusÃ¤tzlich geltend, unmittelbar
nach der SchÃ¤digung einen fast totalen Haarausfall (Alopezie) erlitten zu haben.
Auch sei eine WeiÃ�fleckenkrankheit (Vitiligo) aufgetreten, die zwischenzeitlich 40
% ihres KÃ¶rpers betrÃ¤fe. Hierdurch sei sie auch psychisch stark belastet.

S1 ging in dem von ihm aufgrund ambulanter Untersuchungen der KlÃ¤gerin am
22., 24. und 25. Februar 1999 erstellten dermatologischen Gutachten und in seiner
ergÃ¤nzenden gutachterlichen Stellungnahme vom 2. Juli 1999 von einem
ursÃ¤chlichen Zusammenhang der Vitiligo und der Alopezie mit der anerkannten
SchÃ¤digung aus.

Daraufhin stellte der Beklagte durch Widerspruchsbescheid vom 14. MÃ¤rz 2000
neben einer Hepatitis-C-Infektion mit geringer AktivitÃ¤t als weitere
SchÃ¤digungsfolgen eine Vitiligo und eine Alopezie (WeiÃ�fleckenkrankheit und
Haarausfall) fest. Die MdE wurde nunmehr mit 40 v. H. bewertet.

Von Amts wegen stellte der Beklagte durch Bescheid vom 22. September 2000 fest,
dass die KlÃ¤gerin wegen der gesundheitlichen Folgen der Hepatitis-C-Infektion
nach Â§ 3 AntiDHG einen Anspruch auf finanzielle Hilfe habe, dass die MdE 40 v. H.
betrage und dass die KlÃ¤gerin eine Einmalzahlung nach Â§ 3 Abs. 1 und 3 AntiDHG
in HÃ¶he von 15.000 DM erhalte. Ã�ber weitere AnsprÃ¼che nach dem AntiDHG
erhalte sie einen gesonderten Bescheid.

Der weitere Bescheid vom 16. Oktober 2000 traf die Feststellungen, dass die
KlÃ¤gerin wegen der gesundheitlichen Folgen der Hepatitis-C-Infektion, die als
chronische Hepatitis-C mit geringer entzÃ¼ndlicher AktivitÃ¤t sowie als Vitiligo und
Alopezie (WeiÃ�fleckenkrankheit und Haarausfall) zu bezeichnen seien, einen
Anspruch auf Krankenbehandlung und finanzielle Hilfe nach demÂ Â Â Â Â Â Â Â 
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AntiDHG habe, dass die MdE 40 v. H. betrage und dass sich hieraus eine monatliche
Rente i.Â H.Â v. 800 DM ab dem 1. Januar 2000 und i. H. v. 805 DM ab dem 1.Â Juli
2000 ergebe. Der Anspruch auf Versorgungsleistungen nach dem BSeuchG sei mit
dem 31. Dezember 1999 erloschen.

Den streitgegenstÃ¤ndlichen Neufeststellungsantrag vom 19. MÃ¤rz 2014
begrÃ¼ndete die KlÃ¤gerin mit der Verschlimmerung des Zustands ihrer Haut und
Haare. Dies sei fÃ¼r sie eine sehr groÃ�e psychische Belastung, sie habe auch
schon des Ã�fteren unter Suizidgedanken gelitten. StÃ¤ndig mÃ¼sse sie sich vor
der Sonne schÃ¼tzen und kÃ¶nne deshalb niemals an den Strand gehen, wodurch
ihre LebensqualitÃ¤t stark eingeschrÃ¤nkt sei. Die speziellen Kosmetikartikel, die
fÃ¼r sie lebensnotwendig seien, verursachten erhebliche Kosten. Wegen ihrer sehr
empfindlichen Haut kÃ¶nne sie auch nicht alle Produkte verwenden.

Nachfolgend teilte die KlÃ¤gerin mit, nur bei ihrem Hausarzt in Behandlung zu sein.

Der Arzt B3 gab an, die KlÃ¤gerin seit Jahren hausÃ¤rztlich zu behandeln. Als
Diagnosen habe er eine Hepatitis-C-Infektion, chronisch (AktivitÃ¤t Grad I und
Fibrose Stadium I), eine Vitiligo und eine AnpassungsstÃ¶rung/Depression gestellt.
Die KlÃ¤gerin leide unter den Folgen ihrer langjÃ¤hrigen Hepatitis-C-Infektion. Sie
empfinde eine allgemeine SchwÃ¤che, eine fehlende Leistungsbereitschaft und sei
oft herabgestimmt. Immer wieder vermeide sie auf die StraÃ�e zu gehen, da sie
unter einer ausgeprÃ¤gten Vitiligo leide und dadurch sehr gefleckt aussehe. Im
Gesicht verwende sie zur Abdeckung stark deckendes Make-up, an den Armen seien
die VerÃ¤nderungen ebenso ausgeprÃ¤gt sichtbar und fÃ¼r sie stark
beeintrÃ¤chtigend.

VersorgungsÃ¤rztlich fÃ¼hrte der A1 nach ambulanter Untersuchung der KlÃ¤gerin
am 7. Juli 2014 aus, dass die Kopfhaut komplett mit Haupthaar bedeckt gewesen sei
und die KlÃ¤gerin eine Kurzhaarfrisur getragen habe. Die Haardichte sei gering wie
auch die Haare von geringem Durchmesser bei nicht sichtbarer Kopfhaut gewesen.
Eine Alopezia areata (lokaler, kreisrunder Haarausfall) habe nicht vorgelegen. Im
Gesicht habe eine Depigmentation direkt unter dem Haaransatz, perioculÃ¤r und
perioral am Kinn bestanden, nahezu der gesamte Hals und das DekolletÃ© seien
pigmentfrei gewesen. Die HÃ¤nde und Unterarme seien bis auf HÃ¶he der
Ellenbogen bei am Ã�bergang zum Ellenbogen noch vereinzelten Pigmentinseln
depigmentiert gewesen, ebenso die Oberarminnenseiten, die FuÃ�rÃ¼cken und die
Unterschenkel bis zur Wade. Auch am Bauch sowie am RÃ¼cken hÃ¤tten nur noch
vereinzelte Pigmentinseln bestanden. Im Vergleich zur Fotodokumentation aus dem
Jahr 1998 habe eine deutliche GrÃ¶Ã�enzunahme der depigmentierten Hautareale
imponiert. Die Vitiligo und die Alopezie seien fortan mit einem GdS von 20 zu
bewerten, ohne sich erhÃ¶hend auf den Gesamt-GdS auszuwirken, da dieser mit 40
nach wie vor ausreichend bemessen gewesen sei.

In einer weiteren versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme legte der A1 dar, dass die
von der KlÃ¤gerin geltend gemachten psychischen StÃ¶rungen nicht als
SchÃ¤digungsfolge anzuerkennen seien. Aus dem Befundbericht des B3 habe sich
ergeben, dass die KlÃ¤gerin es immer wieder vermeide auf die StraÃ�e zu gehen,
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da sie unter der Vitiligo leide. Die von B3 postulierte
AnpassungsstÃ¶rung/Depression sei hingegen weder klinisch noch fachÃ¤rztlich
belegt gewesen; auch eine fachspezifische Behandlung (Psychiatrie/Psychotherapie)
habe nicht stattgefunden. Die Ã¼blichen seelischen Begleiterscheinungen seien in
der GdS-Bewertung bereits berÃ¼cksichtigt worden. DarÃ¼ber hinaus habe bei der
Inaugenscheinnahme der KlÃ¤gerin am 7. Juli 2014 eine das Ã¼bliche MaÃ�
Ã¼berschreitende psychische BeeintrÃ¤chtigung nicht verifiziert werden kÃ¶nnen.

Der Beklagte lehnte, gestÃ¼tzt auf diese versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahmen,
durch Bescheid vom 30. Oktober 2014 den Neufeststellungsantrag der KlÃ¤gerin
ab. Eine wesentliche Ã�nderung i. S. d. Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch
Zehntes Buch (SGB X) sei nicht eingetreten. Der bisher anerkannte GdS von 40 sei
auch weiterhin ausreichend bemessen.

Die KlÃ¤gerin erhob deshalb Widerspruch, zu dessen BegrÃ¼ndung sie ausfÃ¼hrte,
dass sich die Vitiligo von Jahr zu Jahr verschlimmere. Daneben leide sie unter einer
chronischen Hepatitis und Haarausfall. Entgegen den Feststellungen des A1 sei ihre
Kopfhaut sichtbar. Jetzt sei sie auch in psychiatrischer Behandlung bei B4. Vor der
SchÃ¤digung sei sie kerngesund und lebenslustig gewesen, das liege aber lange
zurÃ¼ck; sie werde nie mehr so sein wie vor der SchÃ¤digung.

B4 teilte die Diagnose einer AnpassungsstÃ¶rung mit. Die KlÃ¤gerin habe berichtet,
wegen des Haarausfalls und den weiÃ�en Flecken sehr belastet zu sein; im Sommer
traue sie sich kaum raus, kÃ¶nne nicht ins Schwimmbad gehen. Unter der
psychischen Belastung leide sie schon sehr lange; habe aber immer versucht, dies
mit sich selbst auszumachen. Im psychischen Befund hÃ¤tten
SchlafunregelmÃ¤Ã�igkeiten, Appetit- und Konzentrationsschwierigkeiten, eine
gedrÃ¼ckte Stimmungslage, die aber auch auflockerbar gewesen sei, und ein
schwankender Antrieb imponiert. Die KlÃ¤gerin gehe mit ihrem Mann aber auch
raus und treffe sich mit Freunden, was ihr guttue. Es habe eine spÃ¼rbare
Belastung bestanden, gleichwohl seien die Kriterien fÃ¼r eine separate depressive
Episode nicht erfÃ¼llt gewesen. Ein Behandlungsversuch mit Quetiapin sei
unternommen, psychotherapeutische MaÃ�nahmen fÃ¼r sinnvoll erachtet worden.

Nachfolgend teilte B4 mit, die KlÃ¤gerin lediglich einmalig am 18. November 2014
behandelt zu haben. Seitdem sei sie nicht mehr in seiner Praxis vorstellig gewesen.

Die KlÃ¤gerin gab an, bisher keinen Psychotherapeuten gefunden zu haben.

Durch Widerspruchsbescheid vom 14. Januar 2016 wies der Beklagte den
Widerspruch zurÃ¼ck. Nach dem Ergebnis der medizinischen
Sachverhaltsermittlung sei eine Verschlimmerung der Vitiligo zwar hinreichend
belegt, eine ErhÃ¶hung des Gesamt-GdS ergebe sich hieraus jedoch nicht, da der
bereits festgestellte Gesamt-GdS von 40 als hoch anzusehen sei. Aufgrund der
lediglich einmaligen Vorstellung bei B4 und der Nichtinanspruchnahme einer
Psychotherapie sei eine psychische StÃ¶rung als weitere SchÃ¤digungsfolge nicht
objektiviert. Auch bei der versorgungsÃ¤rztlichen Inaugenscheinnahme am 7. Juli
2014 habe eine das Ã¼bliche MaÃ� Ã¼berschreitende psychische
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BeeintrÃ¤chtigung nicht verifiziert werden kÃ¶nnen. Die Ã¼blichen seelischen
Begleiterscheinungen der anerkannten SchÃ¤digungsfolgen seien in die GdS-
Bewertung bereits eingeflossen.

Am 22. Februar 2016 hat die KlÃ¤gerin beim Sozialgericht Freiburg (SG) Klage
erhoben (S 5 VM 560/16). Durch Beschluss vom 22. April 2016 ist das Ruhen des
Verfahrens angeordnet worden.

Die KlÃ¤gerin stellte am 6. November 2017 einen weiteren â��
streitgegenstÃ¤ndlichen â�� Neufeststellungsantrag. Sie machte eine
Verschlimmerung ihrer psychischen StÃ¶rungen geltend, deshalb sei auch eine
stationÃ¤re Behandlung erfolgt. Sehr hÃ¤ufig weine sie und grÃ¼bele Ã¼ber ihre
Krankheit. Zudem leide sie unter Juckreiz.

Nach dem Bericht der W1-Klinik B1 habe sich die KlÃ¤gerin mit den Diagnosen
rezidivierende depressive StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig mittelgradige Episode, und
Hepatitis-C-Infektion dort vom 27. September bis zum 17. Oktober 2017 in einer
stationÃ¤ren RehabilitationsmaÃ�nahme befunden. Bei der Aufnahme habe sie eine
zunehmend gedrÃ¼ckte Stimmung, Lust- und Antriebslosigkeit,
KonzentrationsstÃ¶rungen wie Ein- und DurchschlafstÃ¶rungen berichtet. Alle ihre
Beschwerden seien nach ihren Angaben auf die Hepatitis-C-Infektion
zurÃ¼ckzufÃ¼hren gewesen. Ihr Leben sei nicht mehr wie frÃ¼her, sie sei stÃ¤ndig
krank, sei oft im Krankenhaus gewesen, habe sich nicht richtig erholt und immer
nur wenig arbeiten kÃ¶nnen. Auch leide sie unter der Vitiligo. Als Hobbys Ã¼be sie
zusammen mit ihrem Ehemann Walken und Spazierengehen aus.Â Â Â Â 

Der Allgemeinzustand sei gut, die orientierende neurologische Untersuchung
unauffÃ¤llig gewesen. Im psychischen Befund habe sich die KlÃ¤gerin wach,
Ã¶rtlich und zeitlich orientiert bei beeintrÃ¤chtigter Auffassung, Konzentration und
MerkfÃ¤higkeit prÃ¤sentiert. In der AffektivitÃ¤t hÃ¤tten depressiv getÃ¶nte
Stimmungen Ã¼berwogen. Das Verhalten sei sozial und situativ adÃ¤quat ohne
BeeintrÃ¤chtigung der Psychomotorik gewesen, es habe eine mittelgradige
Antriebslosigkeit bestanden. Die zum Zeitpunkt der Aufnahme erhobenen
Laborwerte, auch der GPT-Wert, hÃ¤tten im Normbereich gelegen.
Â Â 
Dem Bericht des K1 lieÃ� sich eine ambulante psychiatrisch-psychotherapeutische
Behandlung der KlÃ¤gerin seit dem 2. Juni 2017 entnehmen. Bei der KlÃ¤gerin habe
ein chronisch rezidivierender Krankheitsverlauf seit dem Suizid eines Cousins, mit
dem sie aufgewachsen sei, vor zehn Jahren bestanden. Ferner habe sie seit der
Geburt ihres Sohnes im Jahr 1978 an Hepatitis-C gelitten. Wegen dieser sei eine
effiziente thymoleptische Behandlung erschwert gewesen, ein Therapieversuch mit
Milnacipran sei wegen unerwÃ¼nschter Arzneimittelnebenwirkungen abgebrochen
worden. Eine RehabilitationsmaÃ�nahme im Jahr 2017 habe lediglich zur
vorÃ¼bergehenden Besserung gefÃ¼hrt. Die IntensitÃ¤t der depressiven
Symptomatik habe das LeistungsvermÃ¶gen im Alltag eingeschrÃ¤nkt und eine
regelmÃ¤Ã�ige psychiatrisch-psychotherapeutische Behandlung erfordert.

Der A1 legte versorgungsÃ¤rztlich dar, dass der Rehabilitationsentlassungsbericht
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der W1-Klinik B1 im psychopathologischen Befund bis auf eine depressiv getÃ¶nte
Grundstimmung und eine mittelgradige Antriebslosigkeit keine pathologischen
VerÃ¤nderungen beschrieben hÃ¤tten. Aus der Abschlussbefundung habe sich nicht
ergeben, ob therapeutische Erfolge hÃ¤tten erreicht werden kÃ¶nnen. Allerdings
lieÃ�en sich der Anamneseerhebung und dem Rehabilitationsverlauf keine
wesentliche EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit entnehmen.
Die von der KlÃ¤gerin beklagte GrÃ¼belneigung und die dadurch verursachten Ein-
und DurchschlafstÃ¶rungen seien Ã¼bliche seelische Begleiterscheinungen, die mit
der Organerkrankung, der Hepatitis-C-Infektion, einhergingen. Der zusÃ¤tzlich
beklagte Juckreiz sei bislang nicht Ã¤rztlich behandelt worden, er sei damit nicht
belegt. Zusammenfassend sei die von der KlÃ¤gerin geltend gemachte
Verschlimmerung der SchÃ¤digungsfolgen nicht nachgewiesen.

Daraufhin lehnte der Beklagte den Neufeststellungsantrag vom 6. November 2017
durch Bescheid vom 13. Juli 2018 ab.

Die KlÃ¤gerin begrÃ¼ndete den von ihr deshalb erhobenen Widerspruch mit der
Unterbewertung des GdS aufgrund der bislang nicht berÃ¼cksichtigten psychischen
SchÃ¤digungsfolgen. Sie verwies auf den Bericht der W1-Klinik B1. Auch habe sie
sich bei der A2 in Behandlung begeben.

ErgÃ¤nzend legte sie den Bericht der A2 vor. Diese gab an, die KlÃ¤gerin seit dem
6. April 2018 psychotherapeutisch zu behandeln. Gesicherte Diagnosen seien eine
mittelgradige rezidivierende depressive Episode, eine somatoforme
SchmerzstÃ¶rung und eine VerbitterungsstÃ¶rung aufgrund der Hepatitis-C-
Infektion. Infolge der Chronifizierung der Erkrankung trÃ¤ten zunehmende
Schmerzen, vor allem durch dÃ¼nner werdende Haut, insbesondere am GesÃ¤Ã�,
auf, die wiederum der aufrechterhaltende Faktor der Depression seien. Aufgrund
der EntzÃ¼ndungen der Haut komme es zu einem verstÃ¤rkten Juckreiz und einem
GefÃ¼hl des Unwohlseins, was zu einem sozialen RÃ¼ckzug, Lustlosigkeit und
Selbstabwertung fÃ¼hre. Hieraus habe sich nun zusÃ¤tzlich, bedingt durch die
fehlende Anerkennung durch den Beklagten, eine VerbitterungsstÃ¶rung entwickelt.

B5 fÃ¼hrte versorgungsÃ¤rztlich aus, dass sich laborchemisch weiterhin seit 1983
normwertige Leber- und Cholestaseparameter zeigten, einzig und allein wegen der
geringen entzÃ¼ndlichen AktivitÃ¤t im histologischen Befund sei der maximal hohe
GdS von 30 vergeben worden. Eine Objektivierung der angegebenen
EinschrÃ¤nkungen der geistigen LeistungsfÃ¤higkeit sei den Unterlagen nicht zu
entnehmen. Aus diesen ergebe sich aber, dass die KlÃ¤gerin nach dem
Abgangszeugnis der achten Klasse nicht den benÃ¶tigten FleiÃ� und die
notwendige Ausdauer habe aufbringen kÃ¶nnen. Auch aus dem
Lehrabschlusszeugnis lasse sich entnehmen, dass wÃ¤hrend der gesamten
Ausbildungszeit die Aufgaben zwar verrichtet worden seien, jedoch ohne hierbei
besonderen Eifer und SelbstÃ¤ndigkeit zu entwickeln. Die KlÃ¤gerin sollte an ihre
Mitwirkungspflichten, insbesondere vor dem Hintergrund, dass nunmehr seit Jahren
eine hocheffektive antivirale Therapie der Hepatitis-C-Infektion zur VerfÃ¼gung
stehe, die zur Ausheilung fÃ¼hre, erinnert werden. Nach nochmaliger PrÃ¼fung der
Akte sei die UrsÃ¤chlichkeit der Hepatitis-C-Infektion fÃ¼r die Vitiligo und die
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Alopezie zweifelhaft, nÃ¤mlich der Haarausfall bereits vorbestehend seit der
PubertÃ¤t (Bl. 48 Bd. 1 V-Akte), damit vor der Prophylaxe, und die
Pigmentverschiebung (Bl. 50 f. Bd.Â 1 V-Akte) hingegen berichtet erst nach einem
Urlaub mit starker Sonneneinstrahlung entweder 1980 oder 1981, also schon
zeitlich fraglich. Aus dem Rehabilitationsentlassungsbericht der W1-Klinik B1, den
AusfÃ¼hrungen des B4 wie denen des K1 hÃ¤tten sich keine Hinweise fÃ¼r eine
Schmerz- oder VerbitterungsstÃ¶rung ergeben. Auch ein Juckreiz oder offene
Hautwunden seien bislang nicht Anlass fÃ¼r eine Ã¤rztliche Behandlung gewesen
und damit nicht belegt. Dem Bericht der A2 seien keine aussagekrÃ¤ftigen Verlaufs-
und Befundfakten zu entnehmen; es seien nur die Angaben der KlÃ¤gerin
wiedergegeben worden. Zusammenfassend hÃ¤tten die bestehenden psychischen
StÃ¶rungen nicht mindestens gleichwertig auf die sehr gut behandelbare Hepatitis-
C-Infektion zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnen.

A2 teilte mit, dass sich keine VerÃ¤nderungen in den festgestellten Befunden
ergeben hÃ¤tten.

Aus dem Ã¤rztlichen Befundbericht des K1 lieÃ� sich eine Verschlechterung der
depressiven Symptomatik der KlÃ¤gerin nach dem Tod ihres Ehemanns entnehmen.
Ihr sei alles zu viel geworden und sie habe nur noch unter starken Anstrengungen
ihre Alltagsanforderungen bewÃ¤ltigen kÃ¶nnen. Es hÃ¤tten ein soziales
RÃ¼ckzugsverhalten, eine TagesmÃ¼digkeit und Ein- und DurchschlafstÃ¶rungen
imponiert. Die Stimmung sei niedergeschlagen und die KlÃ¤gerin antriebslos
gewesen. Sie habe viel gegrÃ¼belt und habe nach eigener Aussage hin und wieder
passive TodeswÃ¼nsche gehabt. Aufgrund der Hepatitis-C-Infektion sei die
Einstellung auf Antidepressiva erschwert gewesen. Trotz stÃ¼tzender
EinzelgesprÃ¤che und einer stationÃ¤ren Behandlung in der W1-Klinik B1 sei eine
Stabilisierung nicht erreicht worden. Eine Besserung des Zustands sei in absehbarer
Zeit nicht zu erwarten gewesen.

B5 legte versorgungsÃ¤rztlich dar, dass sich aus dem Ã¤rztlichen Befundbericht des
K1 ergebe, dass den NichtschÃ¤digungsfolgen eine Ã¼berragende Bedeutung
zukomme. Auf die Mitwirkungspflicht bezÃ¼glich der Therapie der chronischen
Hepatitis-C-Infektion wurde erneut hingewiesen.

Der Beklagte wies den Widerspruch durch Widerspruchsbescheid vom 12.
November 2019 zurÃ¼ck. Nach Auswertung der zur Vorlage gekommenen
Ã¤rztlichen Unterlagen und unter BerÃ¼cksichtigung des Vorbringens der KlÃ¤gerin
bestÃ¼nden im Vergleich zu den VerhÃ¤ltnissen, die fÃ¼r den Bescheid vom 16.
Oktober 2000 maÃ�gebend gewesen seien, keine Anhaltspunkte fÃ¼r die Annahme
einer wesentlichen Verschlimmerung der schÃ¤digungsbedingten
GesundheitsstÃ¶rungen. Insofern stÃ¼tzte sich der Beklagte zur weiteren
BegrÃ¼ndung auf die erhobenen versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahmen.

Am 2. Dezember 2019 hat die KlÃ¤gerin beim SG das ruhende Verfahren S 5 VM
560/16 wieder angerufen und hilfsweise Klage gegen den Bescheid vom 13. Juli
2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12. November 2019 erhoben.
Die beiden Sachverhalte seien identisch, womit vorrangig des Verfahren S 5 VM
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560/16 wieder anzurufen sei.

Sie hat den bereits aktenkundigen Bericht der A2 und den
Rehabilitationsentlassungsbericht der W1-Klinik B1 vorgelegt.

Nachfolgend hat die KlÃ¤gerin darauf hingewiesen, dass der Bescheid vom 13. Juli
2018 nach Â§Â 96 Sozialgerichtsgesetz (SGG) Gegenstand des ruhenden Verfahrens
S 5 VM 560/16 geworden sei.

Das SG hat die behandelnden Ã�rzte der KlÃ¤gerin schriftlich als sachverstÃ¤ndige
Zeugen vernommen.

B3 hat angegeben, die KlÃ¤gerin seit 1995 hausÃ¤rztlich zu behandeln. Im Mai
2014 habe sie unter einem SchwÃ¤chegefÃ¼hl, einer Herabgestimmtheit und einer
Vitiligo, die mehr als 50 % der KÃ¶rperflÃ¤che betroffen habe, gelitten. Im
November 2014 habe die KlÃ¤gerin wegen ihrer Verstimmtheit, die sie auf die
Hepatitis-C-Infektion zurÃ¼ckgefÃ¼hrt habe, B4 aufgesucht und im September
2015 beklagt, dass sie keinen Termin bei einem Psychotherapeuten bekomme. Im
Mai 2016 seien die Kriterien fÃ¼r eine zumindest mittelgradige Depression erfÃ¼llt
gewesen, bei dem Folgetermin im Juni 2016 sei aufgrund der Behandlung mit
Citalopram eine deutliche Stimmungsverbesserung eingetreten gewesen. Nach
einer Ã�berweisung in die Psychiatrie im Juli 2016 habe die KlÃ¤gerin im August
2017 eine Psychotherapie begonnen. Im September 2018 sei eine familiÃ¤re
Konfliktsituation aufgetreten, im November 2018 sei der Ehemann der KlÃ¤gerin
plÃ¶tzlich verstorben, die vergebliche Reanimation in der Wohnung sei vor ihren
Augen erfolgt, es habe sich eine Trauerreaktion entwickelt. Im Februar 2019 habe
die KlÃ¤gerin von einem sehr oberflÃ¤chlichen und unbefriedigenden Kontakt zum
K1 berichtet und von der Aufnahme einer GesprÃ¤chstherapie bei der A2. Im Mai
2019 seien von der KlÃ¤gerin als Folgen der langjÃ¤hrigen Hepatitis-C-Infektion der
Haarausfall, die Vitiligo und die Depression gesehen worden. Sie habe unter
SchlafstÃ¶rungen, trockener Haut mit Juckreiz und einem mangelnden
SelbstwertgefÃ¼hl gelitten.

Aus dem der Zeugensausage beigefÃ¼gen Berichten der Endoskopie D1 (H1) hat
sich am 2. September 2020 der Beginn der antiviralen Therapie der Hepatitis-C-
Infektion entnehmen lassen.

Der ebenso beigefÃ¼gte Bericht desÂ B4 vom 5. April 2017 hat eine erneute
Vorstellung der KlÃ¤gerin seit 2014 und 2016 wie die Diagnose einer gesicherten
AnpassungsstÃ¶rung aufgefÃ¼hrt. Der Grund der erneuten Vorstellung sei nicht
ganz klar geworden. Die KlÃ¤gerin habe berichtet, dass sie immer noch keinen
Psychotherapeuten gefunden habe und angedeutet, dass es Auseinandersetzungen
bezÃ¼glich einer EntschÃ¤digung und Schwerbehinderung gebe. Insgesamt habe
sie den Eindruck gemacht, dass es ihr besser gehe als 2014. Sie habe berichtet, mit
ihrem Mann in eine neue, sehr schÃ¶ne Wohnung umgezogen zu sein; dort fÃ¼hle
sie sich sehr wohl. RegelmÃ¤Ã�ig gehe sie raus, betreibe Nordic Walking, treffe sich
teilweise mit einer Freundin oder mit ihrer Tochter und gehe dann Kaffeetrinken.
Das Hauptproblem habe der Schlaf dargestellt, diverse Medikamente habe sie nicht
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vertragen, versuche es jetzt mit Baldrian.

Aus einem weiteren Bericht des B4 vom 3. November 2016 hat sich ergeben, dass
die KlÃ¤gerin einen Zusammenhang zwischen der Hepatitis-C-Infektion und ihrer
inneren Unruhe wie den SchlafstÃ¶rungen gesehen habe. Diese EinschrÃ¤nkungen
hÃ¤tten aber auch als evolutionsdepressive Symptomatik interpretiert werden
kÃ¶nnen.

Als sachverstÃ¤ndige Zeugin hat die A2 eine fortlaufende Therapie der KlÃ¤gerin
seit dem 6. April 2018 wegen einer mittelgradigen rezidivierenden depressiven
Episode, einer somatoformen SchmerzstÃ¶rung und einer sonstigen Reaktion auf
schwere Belastungen bzw. einer VerbitterungsstÃ¶rung berichtet. Daneben habe sie
unter einer chronischen Hepatitis-C-Infektion mit deutlicher entzÃ¼ndlicher
AktivitÃ¤t, einer Vitiligo und einer Alopezie gelitten. Seit Therapiebeginn habe sie
eine schnelle ErschÃ¶pfbarkeit, eine soziale Unsicherheit durch ihr Ã�uÃ�eres,
hierdurch EinschrÃ¤nkungen im Alltag, und Angst vor der Verschlimmerung der
kÃ¶rperlichen ZustÃ¤nde beklagt. Die Nichtanerkennung der Leidensverursachung
verletze sie in ihrem SelbstwertgefÃ¼hl massiv und habe zu einer
VerbitterungsstÃ¶rung gefÃ¼hrt. Hierzu hÃ¤tten auch die Verarbeitung der
traumatischen Lebensereignisse (Angst zu sterben, fehlender Erstkontakt zu ihrem
neugeborenen Sohn, stationÃ¤re Aufenthalte wÃ¤hrend ihre Kinder klein gewesen
seien und geringe kÃ¶rperliche Belastbarkeit) beigetragen. Im
psychopathologischen Befund sei die KlÃ¤gerin freundlich zugewandt, immer sehr
modisch gekleidet, unsicher im sozialen Kontakt mit starker Fixierung auf ihre
Tochter, spÃ¼rbarem Leidensdruck, negativ getÃ¶ntem VitalgefÃ¼hl,
RÃ¼ckzugstendenzen bei sozialen Konflikten, unsicherem, Ã¤ngstlichem und
aufgeregtem Affekt, trauriger und verbitterter Stimmung, geringer Stresstoleranz
und schnellem Ã�berforderungsgefÃ¼hl gewesen. Die Psychomotorik habe
angespannt und der Antrieb vermindert imponiert; leichte Merk- und
KonzentrationsstÃ¶rungen wie eine eingeschrÃ¤nkte Aufmerksamkeitsspanne
hÃ¤tten bestanden. Inhaltlich sei das Denken in Form von GrÃ¼beln Ã¼ber die
SchÃ¤digung sowie die fehlende Anerkennung eingeengt gewesen. Infolge der
Hauterkrankung hÃ¤tten multiple Schmerzen bestanden. Ein- und
DurchschlafstÃ¶rungen hÃ¤tten vorgelegen.

Die Therapie sei wegen einer Ã�berforderungssituation bezÃ¼glich der Pflege ihres
Ehemanns nach einem Schlaganfall aufgenommen worden, es habe eine deutliche
Entlastung erreicht werden kÃ¶nnen. Nach dem Ã¼berraschenden Tod ihres
Ehemanns im November 2018 sei ein erneuter psychischer Einbruch erfolgt. Diese
Akutereignisse seien in die chronische Rechtsauseinandersetzung eingebettet
gewesen. GemÃ¤Ã� eines StÃ¶rungsmodells sei die SchÃ¤digung der grundlegende
Faktor fÃ¼r die immer wieder aufbrechende Depression.

Der H1, Endoskopie D1, hat als sachverstÃ¤ndiger Zeuge berichtet, am
1.Â September 2020 sei eine Therapie der Hepatitis-C-Infektion fÃ¼r die Dauer von
zwÃ¶lf Wochen eingeleitet worden. Eine Kontrolle des Therapieerfolgs sei fÃ¼r den
5.Â Januar 2021 vorgesehen.Â 
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Zuletzt hat K1 als sachverstÃ¤ndiger Zeuge eine seit dem 2. Juni 2017 erfolgende
Behandlung der KlÃ¤gerin angegeben. Diese habe von depressiven Symptomen wie
einer bedrÃ¼ckten Stimmungslage, einer reduzierten Freude und Lust sowie
AntriebsstÃ¶rungen berichtet. Eine Verschlechterung der Symptomatik sei infolge
des Todes ihres Ehemanns eingetreten. Die reduzierte psychophysische
Belastbarkeit sei wahrscheinlich indirekt auf die Hepatitis-C-Infektion
zurÃ¼ckzufÃ¼hren gewesen, da die KlÃ¤gerin deswegen starke ZukunftsÃ¤ngste
entwickelt habe. Auch habe die Hepatitis-C-Infektion eine thymoleptische
Behandlung erschwert; Folge sei, dass sich die Symptome noch weiter
chronifizieren wÃ¼rden.Â Â Â 

Der Beklagte hat die sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussagen von W2
versorgungsÃ¤rztlich auswerten lassen. Demnach habe H1 zum weiteren Verlauf
nochmals befragt werden sollen. Mit der erfolgreichen Viruselimination gelte die
chronische Hepatitis-C-Infektion als geheilt und kÃ¶nnte als SchÃ¤digungsfolge
nicht mehr zur Anerkennung kommen. Zur sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage K1
ist angemerkt worden, dass hinsichtlich einer medikamentÃ¶sen Behandlung
genÃ¼gend AusweichprÃ¤parate existierten, die z. B. auch bei anderen
Erkrankungen der Leber eingesetzt wÃ¼rden. Auch aus den weiteren
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussagen hÃ¤tten sich keine neuen Aspekte ergeben.
Der A2 dÃ¼rfte die geringe entzÃ¼ndliche AktivitÃ¤t der Hepatitis C-Infektion nicht
bekannt gewesen sein, wenn sie von einer chronischen Hepatitis mit deutlicher
entzÃ¼ndlicher AktivitÃ¤t spreche. Die nicht schÃ¤digungsbedingten familiÃ¤ren
Belastungssituationen (Pflege des Ehemanns und dessen Tod mit anschlieÃ�ender
ausgeprÃ¤gter Trauerreaktion) seien bereits bekannt gewesen und
versorgungsÃ¤rztlich berÃ¼cksichtigt worden.

H1 hat mitgeteilt, dass seit Januar 2021 eine komplette Remission der Hepatitis-C-
Infektion eingetreten sei. Ein Virusnachweis bestehe nicht mehr, die Leberwerte
seien vÃ¶llig unauffÃ¤llig.Â Â 

Nochmals als sachverstÃ¤ndige Zeugin befragt hat A2 auf ihre bisherige Aussage
verwiesen und ergÃ¤nzend ausgefÃ¼hrt, dass infolge der erfolgreichen Behandlung
die Angst vor einer Verschlimmerung der Hepatitis-C-Infektion nicht mehr bestehe.
Dennoch seien aufgrund der chronischen, langwÃ¤hrenden und nicht heilenden
Krankheitsfolgen wie der Vitiligo, der Hautempfindlichkeit, des Haarausfalles und
der Verbitterung in der Verarbeitung der Krankheitsgeschichte weiterhin die
Diagnosen sonstige Reaktion auf schwere Belastung und soziale Phobien zu stellen.

Der Beklagte hat hierzu ausgefÃ¼hrt, die weiteren sachverstÃ¤ndigen
Zeugenaussagen stÃ¼tzten die Ausheilung der Hepatitis-C-Infektion. Die
Hauterkrankung sei bereits als SchÃ¤digungsfolge berÃ¼cksichtigt. Hinsichtlich der
psychischen Beschwerden ergÃ¤ben sich keine neuen Aspekte.

Die KlÃ¤gerin hat darauf hingewiesen, dass zwar die Hepatitis-C-Infektion, nicht
aber die Folgen derselben ausgeheilt seien. Sie hat auf die sachverstÃ¤ndige
Zeugenaussage der A2 verwiesen.
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Mit VerfÃ¼gung vom 28. Juli 2021 hat das SG angeregt, die Klage
zurÃ¼ckzunehmen. Die ausgeheilte Hepatitis-C-Infektion dÃ¼rfte keinen zu
berÃ¼cksichtigenden GdS mehr bedingen. Auch unter BerÃ¼cksichtigung der
psychischen Folgen, der Vitiligo und der Alopezie komme ein hÃ¶herer Gesamt-GdS
als 40, wie er bereits berÃ¼cksichtigt sei, wohl nicht in Betracht.

Hierauf hat die KlÃ¤gerin erwidert, dass die nach wie vor bestehenden
SchÃ¤digungsfolgen einen Gesamt-GdS von mindestens 60 begrÃ¼ndeten. Der
Bescheid vom 14. MÃ¤rz 2000, in dem von einem Gesamt-GdS von 40 ausgegangen
worden sei, liege mehr als 20 Jahre zurÃ¼ck. Die psychischen SchÃ¤digungsfolgen
und die Verschlimmerung der Vitiligo wie der Alopezie seien nicht berÃ¼cksichtigt.
Aus den AusfÃ¼hrung der A2 ergebe sich das Vorliegen einer stÃ¤rker
behindernden StÃ¶rung mit wesentlicher EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und
GestaltungsfÃ¤higkeit, sodass alleine hierfÃ¼r ein GdS von 30 bis 40 angemessen
sei. ZusÃ¤tzlich sei die Vitiligo mit einem GdS von 10 bis 20 und die Alopezie mit
einem GdS von 10 bis 30 zu bewerten. Der Gesamt-GdS sei damit jedenfalls hÃ¶her
als 40.Â Â Â 

Mit weiterer VerfÃ¼gung vom 15. September 2021 hat das SG ausgefÃ¼hrt, dass
ein Einzel-GdS von 10 und auch von 20 nur bei schweren
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen zur ErhÃ¶hung des Gesamt-GdS fÃ¼hre. Demnach
dÃ¼rfte auch ein Einzel-GdS von 30 bis 40 fÃ¼r die psychischen
FunktionsstÃ¶rungen den Gesamt-GdS unter BerÃ¼cksichtigung der Einzel-GdS
fÃ¼r die Vitiligo und die Alopezie nicht erhÃ¶hen, zumal Ã�berschneidungen
vorlÃ¤gen.

Nach AnhÃ¶rung der Beteiligten hat das SG die Klage durch Gerichtsbescheid vom
20.Â Oktober 2021 abgewiesen. Die Klage sei zwar zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.
Im Wege einer zulÃ¤ssigen Klageerweiterung habe die KlÃ¤gerin in die zunÃ¤chst
gegen den Bescheid vom 30. Oktober 2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 14. Januar 2016 erhobene Klage auch den Bescheid
vom 13. Juli 2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12. November
2019 einbezogen. Ein hÃ¶herer Gesamt-GdS als 40 werde jedoch nicht erreicht, da
eine Verschlimmerung im Vergleich zum Bescheid vom 16. Oktober 2000 nicht
eingetreten sei.

Die Hepatitis-C-Infektion befinde sich seit Januar 2021 aufgrund der antiviralen
Therapie in vollstÃ¤ndiger Remission, damit liege ein relevanter Einzel-GdS nicht
mehr vor. Zuvor habe der Beklagte diese zutreffend mit einem Einzel-GdS von 30
bewertet. Die bei der KlÃ¤gerin ausweislich der versorgungsÃ¤rztlichen
Inaugenscheinnahme am 7. Juli 2014 bestehende ausgedehnte Vitiligo und die
beschriebene geringe Haardichte ohne sichtbare Kopfhaut erscheine vom Beklagten
mit einem Einzel-GdS von 20 angemessen und ausreichend bewertet.

Die rezidivierende StÃ¶rung, unter der die KlÃ¤gerin ausweislich des Berichts der
W1-Klinik B1 leide, sei nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit auf die Hepatitis-
C-Infektion zurÃ¼ckzufÃ¼hren. B4 habe nach der erstmaligen Vorstellung der
KlÃ¤gerin am 18. November 2014 eine depressive Episode nicht feststellen
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kÃ¶nnen. Aus dem Bericht der W1-Klinik B1, in der sich die KlÃ¤gerin vom
27.Â September bis zum 17. Oktober 2017 zur stationÃ¤ren Behandlung befunden
habe, habe sich erstmals eine rezidivierende depressive StÃ¶rung mit gegenwÃ¤rtig
mittelgradiger Episode ergeben. Als AuslÃ¶ser hierfÃ¼r habe K1 aber den Tod eines
Cousins der KlÃ¤gerin beschrieben. Bei A2 habe die KlÃ¤gerin eine Behandlung
wegen der Ã�berforderungssituation im Hinblick auf die Pflege ihres Ehemanns
begonnen, diese habe bereits eine Verschlechterung nach dem Tod des Ehemanns
festgestellt. Zudem habe A2 die fehlende Anerkennung durch den Beklagten als
zusÃ¤tzlichen Faktor fÃ¼r das Bestehen und die Verfestigung der Depression
mitgeteilt. Allerdings fÃ¼hre der Wunsch nach Anerkennung nicht zu einer
KausalitÃ¤t in dem Sinne, dass die Hepatitis-C-Infektion dadurch ursÃ¤chlich fÃ¼r
die Depression werde. Die psychische Belastung durch die Hepatitis-C-Infektion
selbst sei bereits bei deren Bewertung mitberÃ¼cksichtigt. Allein im Bericht
der W1 -Klinik B1 sei als AuslÃ¶ser fÃ¼r sÃ¤mtliche Beschwerden die Hepatitis-C-
Infektion genannt worden, dies aber nicht im Rahmen der Diagnostik, sondern nur
in der Anamnese und damit allein auf den Angaben der KlÃ¤gerin beruhend. Es
spreche daher mehr dagegen als dafÃ¼r, dass die Hepatitis-C-Infektion der
Ã¼berwiegende AuslÃ¶ser fÃ¼r die Ã¼ber 35 Jahre nach der Infektion aufgetretene
Depression sei.

Es verbleibt somit bei einem Gesamt-GdS von 40 unter BerÃ¼cksichtigung eines
Teil-GdS von 30 fÃ¼r die Hepatitis-C-Infektion bis Ende 2020 und unter
BerÃ¼cksichtigung eines Teil-GdS von 20 fÃ¼r die Vitiligo und die Alopezie. Eine
Verschlechterung gegenÃ¼ber dem Bescheid vom 16. Oktober 2000, die einen
hÃ¶heren Gesamt-GdS rechtfertige, sei nicht eingetreten. Im Gegenteil sei seit
Januar 2021 die Hepatitis-C-Infektion in Remission, so dass ab diesem Zeitpunkt von
einer Verbesserung des Gesundheitszustands der KlÃ¤gerin ausgegangen werden
mÃ¼sse.

Gegen den ihren ProzessbevollmÃ¤chtigen am 20. Oktober 2021 zugestellten
Gerichtsbescheid des SG hat die KlÃ¤gerin am 16.Â November 2021 Berufung beim
Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg (LSG) eingelegt.
Â 
Zur BerufungsbegrÃ¼ndung fÃ¼hrt sie aus, ihr Gesundheitszustand, insbesondere
der psychische, habe sich seit 2000 drastisch verschlechtert, dies auch trotz der
vollstÃ¤ndigen Elimination der Hepatitis-C-Infektion im Jahr 2021. Bislang seien die
psychischen SchÃ¤digungsfolgen â�� eine mittelgradige rezidivierende depressive
StÃ¶rung, eine VerbitterungsstÃ¶rung und eine anhaltende somatoforme
SchmerzstÃ¶rung â�� nicht berÃ¼cksichtigt worden. Entgegen den AusfÃ¼hrungen
des SG kÃ¶nne allein wegen des zwischenzeitlichen Todes ihres Ehemanns nicht die
wesentliche UrsÃ¤chlichkeit der Hepatitis-C-Infektion fÃ¼r ihre psychischen
Erkrankungen in Abrede gestellt werden. Denn bereits zuvor hÃ¤tten die
psychischen Erkrankungen, wie A2 und auch K1 bestÃ¤tigt hÃ¤tten, bestanden.
Auch sei zwischenzeitlich eine MillionenfÃ¶rderung fÃ¼r die Forschung zu den
gesundheitlichen Folgen des SED-Unrechts, u. a. auch zum
Ursachenzusammenhang zwischen der durch die Anti-D-Prophylaxe verursachten
Hepatitis-C-Infektion und den psychischen Folgen bewilligt worden. Das SG habe
verkannt, dass fÃ¼r die Annahme eines ursÃ¤chlichen Zusammenhangs zwischen
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der SchÃ¤digung und ihren psychischen Erkrankungen eine hinreichende
Wahrscheinlichkeit ausreichend sei.Â Â Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt â�� sinngemÃ¤Ã� â��,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Freiburg vom 20. Oktober 2021
aufzuheben und den Beklagten unter Aufhebung des Bescheides vom 30. Oktober
2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 14. Januar 2016 und des
Bescheides vom 13. Juli 2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
12.Â November 2019 zu verurteilen, ihr unter teilweiser Aufhebung des Bescheides
vom 16. Oktober 2000 ab dem 19. MÃ¤rz 2014 eine BeschÃ¤digtengrundrente nach
einem Grad der SchÃ¤digungsfolgen von 60 zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckzuweisen.

Er verweist auf die angefochtene Entscheidung.

Auf Antrag der KlÃ¤gerin nach Â§ 109 SGG hat der Senat bei B2 aufgrund der
ambulanten Untersuchungen der KlÃ¤gerin am 18. Juli und am 1.Â August 2022 ein
psychiatrisches Gutachten erhoben. Demnach hÃ¤tten bei der KlÃ¤gerin ein Z. n.
Hepatitis-C-Infektion, inzwischen Virus-Elimination durch moderne
Behandlungsmethoden, eine Leberfibrose Grad 1, ein HWS- und BrustwirbelsÃ¤ulen
(BWS)-Syndrom, eine rezidivierende depressive StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig
mittelgradige Episode, eine Vitiligo, eine Alopezie, ein Tinnitus und olfaktorische
Halluzinationen vorgelegen.

Zum Untersuchungszeitpunkt sei die KlÃ¤gerin leicht depressiv gewesen, die
abweichenden Befunde aus der testpsychologischen Untersuchung mÃ¼ssten
kritisch reflektiert werden. Die seit der Therapie der Hepatitis-C-Infektion
bestehenden quÃ¤lenden Geruchshalluzinationen seien fÃ¼r ganz neue und ganz
anders gelagerte BeeintrÃ¤chtigungen und Ã�ngste verantwortlich. Zum Teil sei
auch die rezidivierende depressive Entwicklung auf die Hepatitis-C-Infektion
zurÃ¼ckzufÃ¼hren gewesen, hierfÃ¼r seien aber auch andere Faktoren, wie das
frÃ¼hzeitigen Herausgerissenwerden aus dem vertrauten Umfeld im Kindesalter,
die Ã�ngste um das eigene Leben infolge der Impfung, der Verlust eines nahen
AngehÃ¶rigen, eines Cousins, und der Tod des Ehemanns in der jÃ¼ngeren
Vergangenheit ursÃ¤chlich. Es sei rein hypothetisch anzunehmen, dass der
depressive Verlauf allein durch die Hepatitis-C-Infektion getriggert worden sei,
hiergegen sprÃ¤chen eindeutig das klinische Bild und die Lebenserfahrung.
Allerdings seien in Zusammenhang mit der antiviralen Therapie der Hepatitis-C-
Infektion in jÃ¼ngerer Vergangenheit belastende Geruchshalluzinationen
aufgetreten; der zeitliche Zusammenhang bestehe, andere Ursachen seien nicht
erkennbar. Unter BerÃ¼cksichtigung derselben sei wegen der BeeintrÃ¤chtigung
der LebensqualitÃ¤t ein Gesamt-GdS von 50 noch vertretbar. Der in der
Vergangenheit festgestellte Gesamt-GdS von 40 kÃ¶nne Bestand haben. Man
mÃ¼sse berÃ¼cksichtigen, dass die KlÃ¤gerin in verschiedenen Branchen
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berufstÃ¤tig gewesen sei und zwei Kinder habe groÃ�ziehen kÃ¶nnen. Die nun neu
aufgetretenen Geruchshalluzinationen rechtfertigen aber ab Beginn der Therapie
mit Elbasvir und Grazoprevir, dem 1. September 2020, einen GdS von 50.Â Â Â Â 

Die KlÃ¤gerin habe mitgeteilt, sie sei je zu einem Drittel durch die Erkrankung ihrer
Haare, die Hauterkrankung und die Depression belastet. Die Haare seien dÃ¼nn,
wofÃ¼r sie sich schÃ¤me. Ebenso schÃ¤me sie sich wegen der Vitiligo, sie mÃ¼sse
sich â�� egal welches Wetter â�� immer bedecken und kÃ¶nne nicht ins
Schwimmbad gehen. Seit der Therapie der Hepatitis-C-Infektion leide sie zusÃ¤tzlich
unter lÃ¤stigen Geruchshalluzinationen. Aufgrund der kÃ¶rperlichen Erkrankungen
fÃ¼hle sie sich anhaltend depressiv und minderwertig. Es bestÃ¼nden Ein- und
DurchschlafstÃ¶rungen, pro Nacht schlafe sie ungefÃ¤hr sechs Stunden, fÃ¼hle
sich aber nicht erholt. Seit der Therapie der Hepatitis-C-Infektion mit Zepatier
belaste sie neben der GeruchsstÃ¶rung auch ein Zischen in den Ohren. In
psychischer Hinsicht leide sie unter KonzentrationsstÃ¶rungen, sie kÃ¶nne nicht
einmal mehr die Zeitung lesen, ihre Daueraufmerksamkeit sei schlecht, es
bestÃ¼nden WortfindungsstÃ¶rungen, Unbehagen bei Menschenansammlungen,
SchamgefÃ¼hle, SelbstvorwÃ¼rfe, GrÃ¼beln, Reizbarkeit und
Niedergeschlagenheit. Tagesschwankungen trÃ¤ten in der Stimmung und im
Antrieb auf. Sie habe das GefÃ¼hl des Kontrollverlustes, kÃ¶nne ihr Leben nicht
mehr so genieÃ�en wie frÃ¼her, leide unter einer EntscheidungsschwÃ¤che und
einem Wertlosigkeitserleben.

TÃ¤glicher Kontakt bestÃ¼nde zu ihrer Tochter, wofÃ¼r sie sehr dankbar sei. Noch
immer leide sie sehr unter dem Tod ihres Ehemanns. Sie habe einen Freundeskreis,
gehe gern spazieren, telefoniere mit AngehÃ¶rigen, hÃ¶re Radio und schaue fern.
Zuletzt sie sie 2022 mit dem Bus in Italien im Urlaub gewesen, ihre Tochter und
deren LebensgefÃ¤hrte nÃ¤hmen sie teilweise mit in den Urlaub.

Vor circa sechs Jahren sei sie erstmals bei K1 in Behandlung gewesen; sehr
enttÃ¤uscht hÃ¤tten sie aber die nur mÃ¶glichen Kurztermine. Er habe sie jedoch in
die stationÃ¤re Behandlung in die W1-Klinik B1 vermittelt. Die Therapie bei A2
erfolge seit April 2018 und tue ihr gut.

Bei der kÃ¶rperlichen Untersuchung habe eine Vitiligo am ganzen KÃ¶rper
imponiert, die Kopfbehaarung sei spÃ¤rlich und sehr dÃ¼nn gewesen. Die
durchgefÃ¼hrten Tests hÃ¤tten auf eine mangelnde Konzentrationsleistung,
ausgeprÃ¤gte kÃ¶rperliche BeeintrÃ¤chtigungen, multiple psychische
BeeintrÃ¤chtigungen und einen nicht stark ausgeprÃ¤gten PersÃ¶nlichkeitsstil i. S.
einer PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung hingedeutet. Im psychischen Befund sei die
KlÃ¤gerin wach, bewusstseinsklar und voll orientiert mit immer wieder auftretenden
affektiven EinbrÃ¼chen gewesen. Ein deutliches Remanenzerleben und
BenachteiligungsgefÃ¼hl hÃ¤tten sich gezeigt. Die Aufmerksamkeit und
Konzentration seien bei intaktem GedÃ¤chtnis gemindert gewesen, auch der
Antrieb habe sich leicht gemindert prÃ¤sentiert.

Der Beklagte ist dem Gutachten des B2 unter Vorlage der versorgungsÃ¤rztlichen
Stellungnahme der W2 entgegengetreten. Diese hat darauf hingewiesen, dass den
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Befundberichten zur Therapie der Hepatitis-C-Infektion keine Nebenwirkungen zu
entnehmen seien. Auch im Befundbericht der A2 vom 21. Juni 2021 seien keine
Geruchssensationen genannt. B2 sei zusammenfassend von einer leichten
depressiven BeeintrÃ¤chtigung ausgegangen. Aus der Sozialanamnese habe sich in
Anbetracht der inner- und auÃ�erfamiliÃ¤ren sozialen Kontakte der KlÃ¤gerin keine
BeeintrÃ¤chtigung ergeben. Ebenso habe die Freizeit- und Urlaubsgestaltung nicht
auf einen sozialen RÃ¼ckzug schlieÃ�en lassen. Eine wesentliche EinschrÃ¤nkung
der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit bestehe demnach nicht, die subjektiven
Beschwerden stÃ¼nden im Widerspruch zu den sozialen AktivitÃ¤ten. Ob die
KlÃ¤gerin tatsÃ¤chlich an Geruchshalluzinationen leide, kÃ¶nne nicht verifiziert
werden. Eine Ã�berprÃ¼fung des Geruchsorgans sei im Rahmen der Begutachtung
nicht erfolgt. Die Hirnnerven, die auch den Geruchssinn einschlÃ¶ssen, seien bei der
neurologischen Untersuchung unbeeintrÃ¤chtigt gewesen. Das antivirale PrÃ¤parat,
welches bei der KlÃ¤gerin Anwendung gefunden habe (Zepatier,
KombinationsprÃ¤parat aus Elbasvir und Grazopvir), sei seit 2016 fÃ¼r die Therapie
einer Hepatitis-C-Infektion zugelassen. Als Nebenwirkung sei eine
BeeintrÃ¤chtigung von peripheren und zentralen Nerven, insbesondere des
Geruchssinns, nicht bekannt. Zusammenfassend lieÃ�en sich demnach weder die
beklagten Geruchshalluzinationen noch die psychischen Beschwerden kausal auf
die durchgemachte Hepatitis-C-Infektion zurÃ¼ckfÃ¼hren. Nach Ausheilung der
Hepatitis-C-Infektion entfalle der bisher hierfÃ¼r anerkannte GdS von 30. Der GdS
von 20 fÃ¼r die Alopezie und die Vitiligo verbleibe unverÃ¤ndert. Es sei damit eine
Verbesserung und keine Verschlechterung eingetreten.

Die KlÃ¤gerin hat auf das Gutachten des B2 verwiesen, aus dem sich trotz der
Therapie der Hepatitis-C-Infektion ein Gesamt-GdS von 50 ergebe. Nach dessen
AusfÃ¼hrungen seien die Geruchshalluzinationen und zum Teil auch ihre
rezidivierende depressive StÃ¶rung auf die Hepatitis-C-Infektion
zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Die versorgungsÃ¤rztliche Stellungnahme des Beklagten sei
demnach nicht Ã¼berzeugend. Insbesondere handele es sich bei dem antiviralen
PrÃ¤parat um eine moderne Behandlungsmethode, womit wahrscheinlich sei, dass
noch nicht alle Nebenwirkungen bekannt seien. Da B2 auch eine Leberfibrose Grad
1 festgestellt und diese mit einem Einzel-GdS von 10 bewertet habe, sei er
ergÃ¤nzend zu befragen, ob auch diese auf die Hepatitis-C-Infektion
zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei. Rein vorsorglich werde auf Â§ 7a AntiDHG hingewiesen,
wonach fÃ¼r einen einmal anerkannten GdS Bestandsschutz gelte.

Mit VerfÃ¼gung vom 6. Dezember 2022 hat der Berichterstatter darauf
hingewiesen, dass eine nochmalige Befragung des B2 vom Amts wegen nicht
beabsichtigt sei. Die Leberfibrose dÃ¼rfte, selbst wenn sie SchÃ¤digungsfolge sei,
maximal mit einem Einzel-GdS von 10 zu bewerten sein. Dieser Einzel-GdS wirke
sich aber nicht erhÃ¶hend auf den Gesamt-GdS aus.Â Â 

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Senats ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.
Â Â 
Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die Verwaltungs- und
Gerichtsakten Bezug genommen.
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EntscheidungsgrÃ¼nde

Die form- und fristgerecht (Â§ 151 SGG) eingelegte Berufung der KlÃ¤gerin, Ã¼ber
die der Senat mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
entscheidet (Â§ 124 Abs. 2 SGG), ist statthaft (Â§Â§ 143, 144 SGG) und auch im
Ã�brigen zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.

Streitgegenstand des Berufungsverfahrens ist der Gerichtsbescheid des SG vom 20.
Oktober 2021, durch den das SG die kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage
(Â§ 54 Abs. 1 und 4 SGG) der KlÃ¤gerin auf Aufhebung des Bescheides vom 30.
Oktober 2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 14. Januar 2016 (Â§
95 SGG) und des Bescheides vom 13. Juli 2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 12. November 2019 sowie auf Verurteilung des
Beklagten, ihr unter teilweiser Aufhebung des Bescheides vom 16. Oktober 2000 ab
dem Zeitpunkt des Neufeststellungsantrags, dem 19. MÃ¤rz 2014, eine
BeschÃ¤digtengrundrente nach einem GdS von 60 zu gewÃ¤hren, abgewiesen hat.

MaÃ�gebender Zeitpunkt fÃ¼r die Beurteilung der Sach- und Rechtslage ist bei der
vorliegenden Klageart grundsÃ¤tzlich der Zeitpunkt der letzten mÃ¼ndlichen
Verhandlung in den Tatsacheninstanzen (vgl. Bundessozialgericht , Urteil vom 2.
September 2009 â��Â BÂ 6Â KA 34/08 â��, juris, Rz. 26; Keller in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, Kommentar zum SGG, 13. Aufl. 2020, Â§ 54, Rz.
34), ohne eine solche der Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung, demnach der
25.Â Mai 2023.

Die UnbegrÃ¼ndetheit der Berufung folgt aus der teilweisen UnzulÃ¤ssigkeit und
teilweisen UnbegrÃ¼ndetheit der Klage.
Die Klage ist insoweit unzulÃ¤ssig, wie sie sich gegen den Bescheid vom 13. Juli
2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12. November 2019, der auf
den zweiten Neufeststellungsantrag der KlÃ¤gerin vom 6. November 2017 ergangen
ist, richtet. Denn nach den obigen AusfÃ¼hrungen ist im Klageverfahren gegen den,
den ersten Neufeststellungsantrag der KlÃ¤gerin vom 19. MÃ¤rz 2014 ablehnenden
Bescheid vom 30. Oktober 2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
14. Januar 2016 streitgegenstÃ¤ndlich der gesamte Zeitraum bis zur gerichtlichen
Entscheidung. Mithin besteht hinsichtlich des Zeitraums ab dem zweiten
Neufeststellungsantrag vom 6. November 2017 doppelte RechtshÃ¤ngigkeit (Â§ 94
Satz 1 SGG), die zur UnzulÃ¤ssigkeit der Klage fÃ¼hrt (vgl. Schmidt in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, Kommentar zum SGG, 13. Aufl. 2020, Â§ 94, Rz.
7).

Entgegen den AusfÃ¼hrungen der KlÃ¤gerin im erstinstanzlichen Verfahren ist der
den zweiten Neufeststellungsantrag vom 6.Â November 2017 ablehnende Bescheid
vom 13. Juli 2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12. November
2019 nicht nach Â§Â 96 Abs. 1 SGG Gegenstand des ursprÃ¼nglichen
Klageverfahrens S 5 VM 560/16 geworden, da er den Bescheid vom 30. Oktober
2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 14. Januar 2016 weder
abgeÃ¤ndert noch ersetzt hat. Der vorgenannte Bescheid ist kein Verwaltungsakt
mit Dauerwirkung, da er nur den Neufeststellungsantrag vom 19. MÃ¤rz 2014
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abgelehnt hat (vgl. Senatsurteil vom 3.Â August 2017 â�� L 6 VS 1447/16 â��, juris,
Rz. 51; vgl. auch LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 29.Â Oktober 2014 â�� L 3
SB 3881/13 â��, juris, Rz. 29; Schmidt, a. a. O., Â§ 96, Rz. 4a).

Soweit sich die Berufung gegen den Bescheid vom 30. Oktober 2014 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 14. Januar 2016 richtet, ist sie zulÃ¤ssig, aber
unbegrÃ¼ndet. Ihre UnbegrÃ¼ndetheit folgt aus der UnbegrÃ¼ndetheit der
Klage.Â Â Â Â 

Der vorgenannte Bescheid ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die KlÃ¤gerin nicht in
ihren Rechten (Â§ 54 Abs. 1 Satz 2 SGG). Der Beklagte hat es zu Recht abgelehnt,
dieser auf ihren Neufeststellungsantrag vom 19.Â MÃ¤rz 2014 einen hÃ¶here
BeschÃ¤digtengrundrente als nach einem GdS von 40 zu gewÃ¤hren. Der Senat
konnte sich, ebenso wie das SG, nach Auswertung der im Verwaltungs- und
gerichtlichen Verfahren zur Vorlage gekommenen medizinischen Unterlagen und
Ã¤rztlichen MeinungsÃ¤uÃ�erungen nicht davon Ã¼berzeugen, dass die KlÃ¤gerin
infolge des schÃ¤digenden Ereignisses i. S. d. Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 AntiDHG unter
SchÃ¤digungsfolgen leidet, die ab dem maÃ�geblichen Zeitpunkt des
Neufeststellungsantrags vom 19. MÃ¤rz 2014 mit einem hÃ¶heren GdS als 40 zu
bewerten sind. Soweit B2 den GdS ab dem 1. September 2020 mit 50 eingeschÃ¤tzt
hat, hat sich der Senat dem nicht anschlieÃ�en kÃ¶nnen.Â 

Rechtsgrundlage des angefochtenen Bescheides ist Â§ 48 Abs. 1 SatzÂ 1 SGBÂ X.
Danach ist, soweit inÂ den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei
Erlass eines Verwaltungsaktes mitÂ Dauerwirkung vorgelegen haben, eine
wesentliche Ã�nderung eintritt, der Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft
aufzuheben. Nach Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 SGBÂ X soll der Verwaltungsakt mit Wirkung
vom Zeitpunkt der Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse aufgehoben werden, soweit die
Ã�nderung zugunsten der Betroffenen erfolgt (Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr.Â 1 SGBÂ X).
Dabei liegt eine wesentliche Ã�nderung vor, soweit der Verwaltungsakt nach den
nunmehr eingetretenen tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen nicht mehr
so erlassen werden dÃ¼rfte, wie er ergangen war. DieÂ Ã�nderung muss sich nach
dem zugrunde liegenden materiellen Recht auf den Regelungsgehalt
desÂ Verwaltungsaktes auswirken. Das ist bei einer tatsÃ¤chlichen Ã�nderung nur
dann der Fall, wenn diese so erheblich ist, dass sie rechtlich zu einer anderen
Bewertung fÃ¼hrt. Von einer wesentlichen Ã�nderung ist auszugehen, wenn aus
dieser eine VerÃ¤nderung des Gesamt-GdS um wenigstens 10 folgt (vgl. BSG, Urteil
vom 11.Â November 2004 â�� B 9 SB 1/03 R â��, juris, Rz.Â 12). Im Falle einer
solchen Ã�nderung ist der Verwaltungsakt â�� teilweise â�� aufzuheben und durch
die zutreffende Bewertung zu ersetzen (vgl.Â BSG, Urteil vom 22.Â Oktober 1986
â�� 9a RVs 55/85 â��, juris, Rz. 11 m.Â w.Â N.). DieÂ Feststellung einer
wesentlichen Ã�nderung setzt einen Vergleich der Sach- und Rechtslage bei Erlass
des â�� teilweise â�� aufzuhebenden Verwaltungsaktes und zum Zeitpunkt der
Ã�berprÃ¼fung voraus (vgl.Â BSG, Urteil vom 2.Â Dezember 2010 â�� B 9 V 2/10 R
â��, SozR 4-3100 Â§Â 35 Nr.Â 5, Rz. 38 m. w. N.).

Diese Voraussetzungen sind vorliegend nicht erfÃ¼llt. Im Vergleich zum
maÃ�geblichen Vergleichsbescheid, dem Bescheid vom 16. Oktober 2000, ist eine
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wesentliche Ã�nderung i. S. d. Â§ 48 Abs.Â 1 Satz 1 SGBÂ X wegen der der bisherige
GdS von 40 um mindestens 10 zu erhÃ¶hen wÃ¤re, zur Ã�berzeugung des
erkennenden SpruchkÃ¶rpers nicht eingetreten. Im Gegenteil ist infolge der
Therapie der Hepatitis-C-Infektion und deren kompletten Remission seit Januar 2021
eine Verbesserung erfolgt.Â Â  
Â Â 
Nach Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 AntiDHG erhalten Frauen, die in dem in Art. 3 des
Einigungsvertrages genannten Gebiet infolge einer in den Jahren 1978 und 1979
durchgefÃ¼hrten Anti-D-Immunprophylaxe mit den Chargen des Bezirksinstituts
fÃ¼r Blutspende- und Transfusionswesen des Bezirkes Halle Nrn. 080578, 090578,
100678, 110678, 120778, 130778, 140778, 150878, 160978, 171078, 181078,
191078, 201178, 211178 und 221278 mit dem Hepatitis-C-Virus infiziert wurden,
sowie Kontaktpersonen, die von ihnen mit groÃ�er Wahrscheinlichkeit mit dem
Hepatitis-C-Virus infiziert wurden, aus humanitÃ¤ren und sozialen GrÃ¼nden
Krankenbehandlung und eine finanzielle Hilfe. Berechtigte nach Â§ 1 Abs.Â 1 S. 1
AntiDHG erhalten als finanzielle Hilfe eine monatliche Rente und eine
Einmalzahlung (Â§ 3 Abs. 1 AntiDHG).

Die monatliche Rente betrÃ¤gt nach Â§ 3 Abs. 2 AntiDHG bei einem GdS infolge der
Hepatitis-C-Virus-Infektion von 30 272 Euro, von 40 434 Euro, von 50 598 Euro, von
60 815 Euro und von 70 oder mehr 1.088 Euro.

Nach Â§ 3 Abs. 4 AntiDHG bestimmt sich der GdS nach Â§ 30 Abs. 1 und Â§ 31 Abs.
2 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG). Nach Â§Â 30 Abs.Â 1 SatzÂ 1 BVG ist der
GdS â�� bis zum Inkrafttreten des Gesetzes zur Ã�nderung des BVG und anderer
Vorschriften des Sozialen EntschÃ¤digungsrechts vom 13. Dezember 2007 (BGBl I
S.Â 2904) am 21. Dezember 2007 als MdE bezeichnet â�� nach den allgemeinen
Auswirkungen der FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen, welche durch die als
SchÃ¤digungsfolge anerkannten kÃ¶rperlichen, geistigen oder seelischen
GesundheitsstÃ¶rungen bedingt sind, in allen Lebensbereichen zu beurteilen. Der
GdS ist nach Zehnergraden von 10 bis 100 zu bemessen; ein bis zu fÃ¼nf Grad
geringerer GdS wird vom hÃ¶heren Zehnergrad mit umfasst (Â§Â 30 Abs.Â 1
SatzÂ 2 BVG). BeschÃ¤digte erhalten gemÃ¤Ã� Â§Â 31Â Abs.Â 1 BVG eine
monatliche Grundrente ab einem GdS von 30. Liegt der GdS unter 25 besteht kein
Anspruch auf eine RentenentschÃ¤digung (vgl. Senatsurteil vom 18. Dezember
2014 â�� L 6 VS 413/13 â��, juris, Rz.Â 42; Dau, in: Knickrehm, Gesamtes Soziales
EntschÃ¤digungsrecht, 2012, Â§Â 31 BVG, Rz. 2).

Hinsichtlich der entscheidungserheblichen Tatsachen kennen das soziale
EntschÃ¤digungsrecht und damit auch das AntiDHG drei BeweismaÃ�stÃ¤be.
GrundsÃ¤tzlich bedÃ¼rfen die drei Glieder der Kausalkette (schÃ¤digender
Vorgang, SchÃ¤digung und SchÃ¤digungsfolgen) des Vollbeweises. FÃ¼r die
KausalitÃ¤t selbst genÃ¼gt in entsprechender Anwendung des Â§Â 1 Abs.Â 3 BVG
die Wahrscheinlichkeit. Das AntiDHG enthÃ¤lt insoweit eine LÃ¼cke, weil der
Gesetzgeber vorausgesetzt hat, dass die â��durch die Hepatitis-C-Virus-Infektion
verursachten gesundheitlichen Folgenâ�� den gesundheitlichen Folgen der
SchÃ¤digung i.Â S. d. Â§ 1 Abs. 1 BVG entsprechen, ohne aber die
Beweisanforderungen an den Ursachenzusammenhang zu regeln. Diese LÃ¼cke ist
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durch die entsprechende Anwendung des Â§ 1 Abs. 3 Satz 1 BVG zu schlieÃ�en, weil
diese Vorschrift einen im gesamten sozialen EntschÃ¤digungsrecht als Normalfall
geltenden Grundsatz zum Ausdruck bringt (vgl. SÃ¤chsisches LSG, Urteil vom 16.
Februar 2017 â�� L 9 VE 25/13 â��, juris, Rz. 81). Nach MaÃ�gabe des Â§Â 15
SatzÂ 1Â Gesetz Ã¼ber das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung
(KOVVfG), der gemÃ¤Ã� Â§Â 11 Abs.Â 2 AntiDHG anzuwenden ist, sind bei der
Entscheidung die Angaben des Antragstellers, die sich auf die mit der SchÃ¤digung
im Zusammenhang stehenden Tatsachen beziehen, wenn Unterlagen nicht
vorhanden oder nicht zu beschaffen oder ohne Verschulden des Antragstellers oder
seiner Hinterbliebenen verlorengegangen sind, der Entscheidung zugrunde zu
legen, soweit sie nach den UmstÃ¤nden des Falles glaubhaft erscheinen.

FÃ¼r den Vollbeweis muss sich das Gericht die volle Ã�berzeugung vom
Vorhandensein oder Nichtvorhandensein einer Tatsache verschaffen. Allerdings
verlangt auch der Vollbeweis keine absolute Gewissheit, sondern lÃ¤sst eine an
Gewissheit grenzende Wahrscheinlichkeit ausreichen. Denn ein darÃ¼ber
hinausgehender Grad an Gewissheit ist so gut wie nie zu erlangen (vgl. Keller, a. a.
O., Â§Â 128, Rz. 3b m. w. N.). Daraus folgt, dass auch dem Vollbeweis gewisse
Zweifel innewohnen kÃ¶nnen, verbleibende Restzweifel mit anderen Worten bei der
Ã�berzeugungsbildung unschÃ¤dlich sind, solange sie sich nicht zu gewichtigen
Zweifeln verdichten (vgl. BSG, Urteil vom 24. November 2010 â�� B 11 AL 35/09 R
â��, juris, Rz. 21). Eine Tatsache ist bewiesen, wenn sie in so hohem Grade
wahrscheinlich ist, dass alle UmstÃ¤nde des Falles nach vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung
des Gesamtergebnisses des Verfahrens und nach der allgemeinen Lebenserfahrung
geeignet sind, die volle richterliche Ã�berzeugung zu begrÃ¼nden (vgl. Keller, a. a.
O.).

Der Beweisgrad der Wahrscheinlichkeit i. S. d. Â§Â 1 Abs.Â 3 SatzÂ 1 BVG ist dann
gegeben, wenn nach der geltenden wissenschaftlichen Lehrmeinung mehr fÃ¼r als
gegen einen ursÃ¤chlichen Zusammenhang spricht (vgl. BSG, Beschluss vom 8.
August 2001 â��Â BÂ 9Â VÂ 23/01Â BÂ â��, SozR 3-3900 Â§Â 15 Nr.Â 4, S.Â 14 m.
w. N.). Diese Definition ist der Fragestellung nach dem wesentlichen ursÃ¤chlichen
Zusammenhang (vgl. hierzu BSG, Urteil vom 16. Dezember 2014 â�� B 9 V 6/13 R
â��, juris, Rz. 18 ff.) angepasst, die nur entweder mit ja oder mit nein beantwortet
werden kann. Es muss sich unter WÃ¼rdigung des Beweisergebnisses ein solcher
Grad von Wahrscheinlichkeit ergeben, dass ernste Zweifel hinsichtlich einer
anderen MÃ¶glichkeit ausscheiden. FÃ¼r die Wahrscheinlichkeit ist ein
â��deutlichesâ�� Ã�bergewicht fÃ¼r eine der MÃ¶glichkeiten erforderlich. Sie
entfÃ¤llt, wenn eine andere MÃ¶glichkeit ebenfalls ernstlich in Betracht kommt.

Bei dem â��Glaubhafterscheinenâ�� i. S. d. Â§Â 15 SatzÂ 1 KOVVfG handelt es sich
um den dritten, mildesten BeweismaÃ�stab des Sozialrechts. Glaubhaftmachung
bedeutet das Dartun einer Ã¼berwiegenden Wahrscheinlichkeit (vgl. Keller, a. a. O.,
Â§ 128, Rz. 3d m. w. N.), also der guten MÃ¶glichkeit, dass sich der Vorgang so
zugetragen hat, wobei durchaus gewisse Zweifel bestehen bleiben kÃ¶nnen (vgl.
BSG, Beschluss vom 8. August 2001 â�� B 9 V 23/01 B â��, SozRÂ 3Â 3900 Â§Â 15
Nr.Â 4, S.Â 14 f. m. w. N.). Dieser BeweismaÃ�stab ist durch seine RelativitÃ¤t
gekennzeichnet. Es muss nicht, wie bei der Wahrscheinlichkeit des ursÃ¤chlichen
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Zusammenhangs, absolut mehr fÃ¼r als gegen die glaubhaft zu machende
Tatsache sprechen. Es reicht die gute MÃ¶glichkeit aus, also es genÃ¼gt, wenn bei
mehreren ernstlich in Betracht zu ziehenden MÃ¶glichkeiten das Vorliegen einer
davon relativ am wahrscheinlichsten ist (vgl. Keller, a. a. O.), weil nach der
GesamtwÃ¼rdigung aller UmstÃ¤nde besonders viel fÃ¼r diese MÃ¶glichkeit
spricht. Von mehreren ernstlich in Betracht zu ziehenden Sachverhaltsvarianten
muss einer den Ã¼brigen gegenÃ¼ber ein gewisses, aber kein deutliches
Ã�bergewicht zukommen. Wie bei den beiden anderen BeweismaÃ�stÃ¤ben reicht
die bloÃ�e MÃ¶glichkeit einer Tatsache nicht aus, um die Beweisanforderungen zu
erfÃ¼llen. Das Tatsachengericht ist allerdings mit Blick auf die Freiheit der
richterlichen BeweiswÃ¼rdigung (Â§Â 128 Abs.Â 1 SatzÂ 1 SGG) im Einzelfall
grundsÃ¤tzlich darin nicht eingeengt, ob es die Beweisanforderungen als erfÃ¼llt
ansieht (vgl. BSG, Beschluss vom 8. August 2001 â�� B 9 V 23/01 B â��, SozR
3-3900 Â§Â 15 Nr.Â 4, S.Â 15).

Diese GrundsÃ¤tze haben ihren Niederschlag auch in den â��Anhaltspunkten fÃ¼r
die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem
Schwerbehindertengesetzâ�� in ihrer am 1. Oktober 1998 geltenden Fassung der
Ausgabe 1996 (AHP 1996) und nachfolgend â�� seit Juli 2004 â�� den
â��Anhaltspunkten fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen
EntschÃ¤digungsrecht und nach dem Schwerbehindertenrecht (Teil 2 SGB IX)â�� in
ihrer jeweils geltenden Fassung (AHP 2005 und 2008) gefunden, welche zum 1.
Januar 2009 durch die Anlage zu Â§Â 2 Versorgungsmedizin-Verordnung (VersMedV)
vom 10. Dezember 2008, den Versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tzen (VG), (VG,
Teil C, Nrn. 1 bis 3; vgl. BR-Drucks 767/1/08 S.Â 3, 4) inhaltsgleich ersetzt worden
ist (vgl. BSG, Urteil vom 16. Dezember 2014 â�� B 9 V 6/13 R â��, juris, Rz.Â 17).
Gemessen an diesen gesetzlichen Vorgaben und der hÃ¶chstrichterlichen
Rechtsprechung, der der Senat folgt, hat der Beklagte zu Recht durch Bescheid vom
30. Oktober 2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 14. Januar 2016
den Neufeststellungsantrag der KlÃ¤gerin vom 19. MÃ¤rz 2014 auf Bewilligung
einer BeschÃ¤digtengrundrente nach einem hÃ¶heren GdS als 40 abgelehnt.

Durch Bescheid vom 16. Oktober 2000 hat der Beklagte (sinngemÃ¤Ã�)
bestandskrÃ¤ftigt (Â§Â 77 SGG) eine SchÃ¤digung der KlÃ¤gerin i. S. d. Â§ 1 Abs. 1
Satz 1 AntiDHG und als SchÃ¤digungsfolgen eine chronische Hepatitis-C-Infektion
mit geringer entzÃ¼ndlicher AktivitÃ¤t, eine Vitiligo und eine Alopezie anerkannt.
Diese SchÃ¤digungsfolgen hat er damals mit einer Gesamt-MdE von 40 v. H.,
zwischenzeitlich einem Gesamt-GdS von 40, bewertet. Grundlage hierfÃ¼r war die
versorgungsÃ¤rztliche Stellungnahme des N1, aus der sich fÃ¼r die chronische
Hepatitis-C-Infektion ein Teil-GdS von 30 ergeben hat, und die
versorgungsÃ¤rztlichen AusfÃ¼hrungen des A1 nach ambulanter Untersuchung der
KlÃ¤gerin am 7. Juli 2014, wonach die Alopezie und die Vitiligo einen Teil-GdS von
20 begrÃ¼ndet haben.

Die im Funktionssystem â��Verdauungâ�� zu berÃ¼cksichtigende Hepatitis-C-
Infektion der KlÃ¤gerin war jedoch auch vor dem Eintritt ihrer kompletten Remission
seit Januar 2021, wie sie der Senat dem im Wegen des Urkundsbeweises
verwerteten (Â§ 118 Abs. 1 SGG i.Â V.Â m. Â§Â§ 415 ff. Zivilprozessordnung )
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Bericht des H1 entnimmt, nicht mit einem hÃ¶heren Teil-GdS als 20 zu bewerten.
Der vom Beklagten angenommene Teil-GdS von 30 war demnach von Anfang an
Ã¼berhÃ¶ht.

Nach den VG, Teil B, Nr. 10.3.1 fÃ¼hrt eine chronische Hepatitis ohne
(klinisch-)entzÃ¼ndliche AktivitÃ¤t (ehemals: chronische Hepatitis ohne
Progression) zu einem Einzel-GdS von 20. Bei geringer (klinisch-)entzÃ¼ndlicher
AktivitÃ¤t (ehemals: chronische Hepatitis mit Progression, geringe entzÃ¼ndliche
AktivitÃ¤t) betrÃ¤gt der Einzel-GdS 30. Bei Vorliegen eines histologischen Befundes
gelten fÃ¼r die Virus-Hepatitiden folgende Besonderheiten: Die histopathologische
Bewertung der chronischen Virushepatitis umfasst die nekroinflammatorische
AktivitÃ¤t (Grading) und den Grad der Fibrose (Staging). Bei geringer nekro-
inflammatorischen AktivitÃ¤t und einer Fibrose mit einem Grad von null bis gering
betrÃ¤gt der Einzel-GdS 20. FÃ¼r die Virushepatitis C gelten bei fehlender
Histologie im Hinblick auf die chemischen Laborparameter folgende
Besonderheiten: ALAT-/GPT-Werte im Referenzbereich entsprechen bei
nachgewiesener Hepatitis-C-Virus-Replikation einer chronischen Hepatitis ohne
(klinisch-)entzÃ¼ndliche AktivitÃ¤t.

Orientiert an diesen Vorgaben wurde zu keinem Zeitpunkt ein hÃ¶herer Einzel-GdS
als 20 erreicht. Aus dem urkundsbeweislich verwerteten histologischen Gutachten
des Klinikums der Albert-Â Â  Ludwigs-UniversitÃ¤t F1 vom 27. Mai 1997 hat sich
eine entzÃ¼ndliche AktivitÃ¤t der Heptatitis-C-Infektion im Grad I sowie eine
Fibrose im Stadium I ergeben. Die VerÃ¤nderungen waren nur sehr gering
ausgeprÃ¤gt und haben Ã¼berhaupt nur knapp das AusmaÃ� der fÃ¼r die
Einstufung notwendigen VerÃ¤nderungen erreicht. Im Verfahren auf den
streitgegenstÃ¤ndlichen Neufeststellungsantrag vom 19. MÃ¤rz 2014 hat der die
KlÃ¤gerin behandelnde ArztÂ B3 ebenso von einer Hepatitis-C-Infektion mit einer
AktivitÃ¤t Grad I und Fibrose StadiumÂ I, also einen unverÃ¤nderten Befund
berichtet. Dem im Weiteren urkundsbeweislich verwerteten Bericht
der W1-Klinik B1 Ã¼ber die stationÃ¤re RehabilitationsmaÃ�nahme der KlÃ¤gerin
vom 27. September bis zum 17. Oktober 2017 lassen sich ein GPT-Wert und auch
andere Laborwerte im Normbereich entnehmen.

Aus dem urkundsbeweislich verwerteten Bericht des H1 nach kompletter Remission
der Hepatitis-C-Infektion im Januar 2021 ergeben sich aktuell vÃ¶llig unauffÃ¤llige
Leberwerte. Nach der Remission fÃ¼hrt die stattgehabte Hepatitis-C-Infektion
demnach zu gar keinem Einzel-GdS mehr. Die vom B2 â�� fachfremd â��
gutachterlich festgestellte Leberfibrose Grad I begrÃ¼ndet ohne Komplikationen
nach den VG, Teil B, Nr. 10.3.2 maximal einen Einzel-GdS von 10.

Die im Funktionssystem â��Hautâ�� zu berÃ¼cksichtigende Vitiligo und Alopezie,
die der Beklagte durch Bescheid vom 16. Oktober 2000 bindend als
SchÃ¤digungsfolgen anerkannt hat, sind mit einem Teil-GdS von 20 zu bewerten.
Das gilt, auch wenn der Haarausfall bereits vorbestehend seit der PubertÃ¤t (Bl. 48
Bd. 1 V-Akte), damit vor der Prophylaxe war, die Pigmentverschiebung (Bl. 50 f. Bd.
1 V-Akte) hingegen erst nach einem Urlaub mit starker Sonneneinstrahlung
entweder 1980 oder 1981 berichtet wurde, also schon zeitlich der Zusammenhang
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mit dem schÃ¤digenden Ereignis mehr als fraglich ist, was der Senat der
versorgungsÃ¤rztlichen Auswertung der Arztberichte durch B5 entnimmt. Die
Anerkennung ist damit bereits rechtswidrig, aber nicht zum Nachteil der KlÃ¤gerin,
jedenfalls aber fÃ¼hren die Folgen nur zu einem Teil-GdS von 20.

Nach den VG, Teil B, Nr. 17.11 fÃ¼hrt ein totaler Haarausfall (mit Fehlen von
Augenbrauen und Wimpern) zu einem Einzel-GdS von 30.

Bei einem Naevus richtet sich der Einzel-GdS allein nach dem AusmaÃ� einer
eventuellen Entstellung. PigmentstÃ¶rungen (z. B. Vitiligo) an HÃ¤nden und/oder
Gesicht werden bei einem geringen AusmaÃ� mit einem Einzel-GdS von 10, bei
einem ausgedehnten Umfang mit einem Einzel-GdS von 20, sonst mit einem Einzel-
GdS von 0 bewertet.

Hiernach wird nach dem Ergebnis der versorgungsÃ¤rztlichen Untersuchung der
KlÃ¤gerin durch A1 am 7. Juli 2014, den Bericht verwertet der erkennende
SpruchkÃ¶rper urkundsbeweislich, ein hÃ¶herer Teil-GdS als 20 im vorliegenden
Funktionssystem, damit der maximale Teil-GdS, nicht erreicht. Bei der ambulanten
Untersuchung war die Kopfhaut komplett mit Haupthaar bedeckt, die KlÃ¤gerin hat
eine Kurzhaarfrisur getragen. Bei einer geringen Haardichte und Haaren von
geringem Durchmesser war die Kopfhaut nicht sichtbar. Eine Alopezia areata
(lokaler, kreisrunder Haarausfall) hat nicht vorgelegen. Im Gesicht hat eine
Depigmentation direkt unter dem Haaransatz, perioculÃ¤r, perioral am Kinn
bestanden, nahezu der gesamte Hals und das DekolletÃ© waren pigmentfrei. Die
HÃ¤nde und Unterarme waren bis auf HÃ¶he der Ellenbogen bei am Ã�bergang zum
Ellenbogen noch vereinzelten Pigmentinseln depigmentiert, ebenso die
Oberarminnenseiten, die FuÃ�rÃ¼cken und die Unterschenkel bis zur Wade. Auch
am Bauch sowie am RÃ¼cken haben nur noch vereinzelte Pigmentinseln
bestanden.

Eine Zunahme der Vitiligo und der Alopezie in einem GdS-relevanten AusmaÃ� hat
der Senat den im Weiteren zur Vorlage gekommenen Ã¤rztlichen Berichten nicht
entnehmen kÃ¶nnen. Auch B2 hat bei seiner gutachterlichen Untersuchung eine
solche nicht beschrieben.Â Â 

Den im Neufeststellungsantrag vom 6. November 2017 geltend gemachten Juckreiz
hat die KlÃ¤gerin bei der gutachterlichen Untersuchung durch B2 nicht mehr
berichtet. Zudem hat sie sich wegen diesem und den weiteren Beschwerden ihrer
Hauterkrankung zu keinem Zeitpunkt in fachÃ¤rztlicher Behandlung befunden,
woraus der Senat auf einen Leidensdruck in einem Umfang schlieÃ�t, der gegen
eine GdS-Relevanz spricht.

Zuletzt besteht auch im Funktionssystem â��Gehirn einschlieÃ�lich Psycheâ�� kein
hÃ¶herer Teil-GdS als 20. Die KlÃ¤gerin leidet in diesem Funktionssystem, wie der
Senat dem Gutachten des B2 entnimmt, an einer rezidivieren depressiven
StÃ¶rung, die zum Zeitpunkt der Begutachtung mittelgradig ausgeprÃ¤gt war, an
Geruchshalluzinationen und einem Tinnitus. Aus den urkundsbeweislich verwerteten
AusfÃ¼hrungen der A2 ergibt sich, dass die KlÃ¤gerin zusÃ¤tzlich an einer
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somatoformen SchmerzstÃ¶rung und einer VerbitterungsstÃ¶rung leidet.

Nach den insoweit maÃ�geblichen VG, Teil B, Nr. 3.7 begrÃ¼nden Neurosen,
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rungen, Folgen psychischer Traumen in Form leichterer
psychovegetativer oder psychischer StÃ¶rungen einen GdS von 0 bis 20, stÃ¤rkere
StÃ¶rungen mit wesentlicher EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und
GestaltungsfÃ¤higkeit (z. B. ausgeprÃ¤gtere depressive, hypochondrische,
asthenische oder phobische StÃ¶rungen, Entwicklungen mit Krankheitswert,
somatoforme StÃ¶rungen) einen GdS von 30 bis 40, schwere StÃ¶rungen (z. B.
schwere Zwangskrankheit) mit mittelgradigen sozialen Anpassungsschwierigkeiten
einen GdS von 50 bis 70 und mit schweren sozialen Anpassungsschwierigkeiten
einen GdS von 80 bis 100. Die funktionellen Auswirkungen einer psychischen
Erkrankung, insbesondere wenn es sich um eine affektive oder neurotische
StÃ¶rung nach F30.- oder F40.- ICD-10 GM handelt, manifestieren sich dabei im
psychisch-emotionalen, kÃ¶rperlich-funktionellen und sozial-kommunikativen
Bereich (vgl. Philipp, Vorschlag zur diagnoseunabhÃ¤ngigen Ermittlung der MdE bei
unfallbedingten psychischen bzw. psychosomatischen StÃ¶rungen, MedSach
6/2015, S. 255 ff.). Diese drei Leidensebenen hat auch das BSG in seiner
Rechtsprechung angesprochen (vgl. BSG, Beschluss vom 10. Juli 2017 â�� B 9 V
12/17 B â��, juris, Rz. 2). Dabei ist fÃ¼r die GdS-Bewertung, da diese die EinbuÃ�en
in der Teilhabe am Leben in der (allgemeinen) Gesellschaft abbilden soll, vor allem
die sozial-kommunikative Ebene maÃ�geblich (vgl. Senatsurteil vom 12. Januar
2017 â�� L 6 VH 2746/15 â��, juris, Rz. 61). Bei dieser Beurteilung ist auch der
Leidensdruck zu wÃ¼rdigen, dem sich der behinderte Mensch ausgesetzt sieht,
denn eine â��wesentliche EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und
GestaltungsfÃ¤higkeitâ�� meint schon begrifflich eher EinschrÃ¤nkungen in der
inneren GefÃ¼hlswelt, wÃ¤hrend StÃ¶rungen im Umgang mit anderen Menschen
eher unter den Begriff der â��sozialen Anpassungsschwierigkeitenâ�� fallen, der
ebenfalls in den VG genannt ist. Die StÃ¤rke des empfundenen Leidensdrucks
Ã¤uÃ�ert sich nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des Senats auch und maÃ�geblich
in der Behandlung, die der Betroffene in Anspruch nimmt, um das Leiden zu heilen
oder seine Auswirkungen zu lindern. Hiernach kann bei fehlender Ã¤rztlicher oder
der gleichgestellten (Â§Â§ 27 Abs. 1 Satz 1 Nr.Â 1, 28 Abs. 3 Sozialgesetzbuch
FÃ¼nftes Buch â�� Gesetzliche Krankenversicherung ) psychotherapeutischen
Behandlung durch â�� bei gesetzlich Versicherten zugelassene â�� Psychologische
Psychotherapeuten in der Regel nicht davon ausgegangen werden, dass ein
diagnostiziertes seelisches Leiden Ã¼ber eine leichtere psychische StÃ¶rung
hinausgeht und bereits eine stÃ¤rker behindernde StÃ¶rung im Sinne der GdS-
BewertungsgrundsÃ¤tze darstellt (vgl. Senatsurteil vom 22. Februar 2018 â�� L 6
SB 4718/16 â��, juris, Rz. 42; vgl. auch LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom
17.Â Dezember 2010 â�� L 8 SB 1549/10 â��, juris, Rz. 31).

Hieran orientiert leidet die KlÃ¤gerin nicht an im vorliegenden Funktionssystem zu
berÃ¼cksichtigenden FunktionsstÃ¶rungen, die wesentlich ursÃ¤chlich durch die
SchÃ¤digung i.Â S.Â d. Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 AntiDHG verursacht worden, mithin als
SchÃ¤digungsfolgen zu berÃ¼cksichtigen sind, die als stÃ¤rkere StÃ¶rung mit
wesentlicher EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit (z.Â B.
ausgeprÃ¤gtere depressive, hypochondrische, asthenische oder phobische
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StÃ¶rungen, Entwicklungen mit Krankheitswert, somatoforme StÃ¶rungen) mit
einem GdS von 30 bis 40 einzuschÃ¤tzen sind.

Gegen die Bewertung mit einem hÃ¶heren GdS als 20 spricht, dass nach den VG,
Teil A, Nr. 2, i) bei der Beurteilung des GdS zwar auch seelische
Begleiterscheinungen und Schmerzen zu beachten sind; die in der GdS-Tabelle
niedergelegten SÃ¤tze aber bereits die Ã¼blichen seelischen Begleiterscheinungen
(z. B. bei Entstellung des Gesichts, Verlust der weiblichen Brust) berÃ¼cksichtigen,
worauf der Beklagte zutreffend hingewiesen hat. Demnach sind die von der
KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber B2, B4 und auch gegenÃ¼ber der A2 angegebenen
GrÃ¼nde fÃ¼r ihre psychischen Beschwerden, die Angst vor einer Zunahme der
SchÃ¤digungsfolgen und die Scham wegen der Alopezie und der Vitiligo typische
Folgen der als SchÃ¤digungsfolgen anerkennten FunktionsstÃ¶rungen und kÃ¶nnen
damit grundsÃ¤tzlich nicht zusÃ¤tzlich als weitere SchÃ¤digungsfolgen im
Funktionssystem â��Gehirn einschlieÃ�lich Psycheâ�� BerÃ¼cksichtigung finden.

Auch der zeitliche Verlauf spricht gegen eine durch die SchÃ¤digung i. S. d. Â§ 1
Abs. 1 Satz 1 AntiDHG wesentlich verursachte stÃ¤rkere StÃ¶rungen mit
wesentlicher EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit. Die Hepatitis-
C-Infektion hat im Jahr 1978 stattgefunden und die SchÃ¤digungsfolge Vitiligo ist im
Jahr 1998 aufgetreten. Bereits zum damaligen Zeitpunkt waren nach den Angaben
der KlÃ¤gerin im Widerspruchsverfahren gegen den Bescheid vom 15. Mai 1998 40
% ihres KÃ¶rpers von der Vitiligo betroffen. Nach den weiteren AusfÃ¼hrungen der
KlÃ¤gerin im Widerspruchsverfahren gegen den streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheid
vom 30. Oktober 2014 hat sie auch unmittelbar nach der Hepatitis-C-Infektion einen
fast totalen Haarausfall erlitten. Psychische SchÃ¤digungsfolgen hat die KlÃ¤gerin
hingegen erstmals mit dem streitgegenstÃ¤ndlichen Neufeststellungsantrag vom
19. MÃ¤rz 2014 geltend gemacht und damit zu einem Zeitpunkt, als sie unter den
von ihr als maÃ�geblich fÃ¼r die psychischen SchÃ¤digungsfolgen genannten
physischen SchÃ¤digungsfolgen schon weit mehr als 10 Jahre gelitten haben will.
Eine derartige zeitliche VerzÃ¶gerung des erstmaligen Auftretens der psychischen
FunktionsstÃ¶rungen spricht zur Ã�berzeugung des Senats gegen einen
ursÃ¤chlichen Zusammenhang, was M1 bereits 1998 versorgungÃ¤rztlich darlegte.

DarÃ¼ber hinaus hat sich die KlÃ¤gerin zum Zeitpunkt der erstmaligen
Geltendmachung von psychischen SchÃ¤digungsfolgen im Rahmen des
Neufeststellungsantrags vom 19. MÃ¤rz 2014 weder in psychiatrischer noch in
psychotherapeutischer Behandlung befunden, sie war lediglich bei B3 in
hausÃ¤rztlicher Behandlung. Nach den obigen AusfÃ¼hrungen Ã¤uÃ�ert sich die
StÃ¤rke des empfundenen Leidensdrucks nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des
Senats aber auch und maÃ�geblich in der Behandlung, die der Betroffene in
Anspruch nimmt, um das Leiden zu heilen oder seine Auswirkungen zu lindern.
Hiernach kann bei fehlender Ã¤rztlicher oder der gleichgestellten (Â§Â§Â 27 Abs. 1
Satz 1 Nr.Â 1, 28 Abs. 3 SGB V) psychotherapeutischen Behandlung durch â�� bei
gesetzlich Versicherten zugelassene â�� Psychologische Psychotherapeuten in der
Regel nicht davon ausgegangen werden, dass ein diagnostiziertes seelisches Leiden
Ã¼ber eine leichtere psychische StÃ¶rung hinausgeht und bereits eine stÃ¤rker
behindernde StÃ¶rung im Sinne der GdS-BewertungsgrundsÃ¤tze darstellt, die
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einen GdS-Bewertungsrahmen von 30 bis 40 erÃ¶ffnet.

Auch bei der nachfolgend bei B4 lediglich zunÃ¤chst einmaligen Vorstellung am 18.
November 2014 hat dieser, wie der Senat dessen urkundsbeweislich verwerteten
Bericht entnimmt, keine depressive Episode diagnostizieren kÃ¶nnen. Eine
psychotherapeutische Behandlung hat zu diesem Zeitpunkt weiterhin nicht
stattgefunden.
Eine nachfolgende schÃ¤digungsbedingte Verschlechterung des psychischen
Gesundheitszustands der KlÃ¤gerin ist trotz der Behandlung bei K1, dem
Rehabilitationsaufenthalt in der W1-Klinik S2 und der bei der A2 aufgenommenen
Psychotherapie nicht objektiviert. So hat B3 im Juni 2016 aufgrund der Behandlung
mit Citalopram eine deutliche Stimmungsverbesserung beschrieben. Aus dem
urkundsbeweislich verwerteten Bericht des B4 nach ambulanter Vorstellung der
KlÃ¤gerin am 5. April 2017 ergibt sich, dass diese den Eindruck hinterlassen hat,
dass es ihr besser als im Jahr 2014 geht. Sie berichtete, mit ihrem Mann in eine
neue, sehr schÃ¶ne Wohnung umgezogen zu sein und sich sehr wohl zu fÃ¼hlen.
Sie ist regelmÃ¤Ã�ig rausgegangen, hat Nordic Walking betrieben, sich teilweise
mit einer Freundin oder mit ihrer Tochter getroffen und ist mit diesen Kaffeetrinken
gegangen. Mithin war die KlÃ¤gerin zu damaligen Zeitpunkt nicht in ihrer Erlebnis-
und GestaltungsfÃ¤higkeit wesentlich schÃ¤digungsbedingt eingeschrÃ¤nkt und ist
damit ein hÃ¶herer GdS als 20 nicht begrÃ¼ndet. Nach den Angaben der A2
besteht darÃ¼ber hinaus nach der erfolgreichen Behandlung der Hepatitis-C-
Infektion nachvollziehbar keine Angst mehr vor einer Verschlimmerung derselben.

Auch B2 hat nach den ambulanten gutachterlichen Untersuchungen der KlÃ¤gerin
am 18. Juli und am 1. August 2022 eine Verschlimmerung der psychischen
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen aufgrund der Geruchshalluzinationen erst ab dem
Beginn der nach seiner Ansicht hierfÃ¼r ursÃ¤chlichen antiviralen Therapie der
Hepatitis-C-Infektion am 1. September 2020 angenommen. Erst ab diesem
Zeitpunkt hat er die SchÃ¤digungsfolgen mit einen Gesamt-GdS von 50 bewertet.
FÃ¼r den Zeitraum davor hat er den vom Beklagten angenommenen Gesamt-GdS
von 40 fÃ¼r ausreichend erachtet und darauf hingewiesen, dass die KlÃ¤gerin trotz
ihrer FunktionsstÃ¶rungen in der Lage war, mehrere BeschÃ¤ftigungen
auszuÃ¼ben und ihrer Kinder zu erziehen. Damit ist auch B2 nicht von einer
wesentlichen Verschlimmerung im psychischen Gesundheitszustand der KlÃ¤gerin
vor dem 1. September 2020 ausgegangen.

Zudem bestehen in erheblichem Umfang schÃ¤digungsunabhÃ¤ngige Ursachen
fÃ¼r die psychischen FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen der KlÃ¤gerin. Aus den
urkundsbeweislich verwerteten Berichten des K1, des ArztesÂ B3 und der A2 lassen
sich insoweit der Tod eines Cousins, mit dem die KlÃ¤gerin aufgewachsen ist, eine
familiÃ¤re Konfliktsituation im September 2018, eine Ã�berforderungssituation
wegen der Pflege des Ehemanns und der plÃ¶tzliche Tod des Ehemanns nach einer
erfolglosen Reanimation in der gemeinsamen Wohnung vor den Augen der
KlÃ¤gerin entnehmen. Zudem hat B4, wie der Senat dessen urkundsbeweislich
verwerteten Bericht Ã¼ber die Vorstellung der KlÃ¤gerin am 3. November 2016
entnimmt, eine Interpretation der inneren Unruhe und der SchlafstÃ¶rungen der
KlÃ¤gerin als evolutionsdepressive Symptomatik, und damit ebenso
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schÃ¤digungsunabhÃ¤ngig, fÃ¼r wahrscheinlich gehalten. Auch B2 hat
gutachterlich dargelegt, dass die rezidivierende depressive Entwicklung nur zum
Teil auf die Hepatitis-C-Infektion zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden kann und hierfÃ¼r auch,
wie bereits sÃ¤mtliche damit befassten Therapeuten davor, andere Faktoren wie
das frÃ¼hzeitige Herausgerissenwerden aus dem vertrauten Umfeld im Kindesalter,
der Verlust eines nahen AngehÃ¶rigen, eines Cousins, und des Ehemanns in der
jÃ¼ngeren Vergangenheit ursÃ¤chlich sind. Er hat es als rein hypothetische
Annahme gewertet, dass der depressive Verlauf allein durch die Hepatitis-C-
Infektion getriggert worden ist, hiergegen habe eindeutig das klinische Bild und die
Lebenserfahrung gesprochen.

Die von A2 diagnostizierte VerbitterungsstÃ¶rung als Sonderform der
Verbitterungsreaktion (ICD-10: F43.8 bzw. ICD-11: 6B43) aufgrund der nach Ansicht
der KlÃ¤gerin unberechtigten Verweigerung der Anerkennung ihrer
SchÃ¤digungsfolgen durch den Beklagten liegt schon deswegen denknotwendig
nicht vor, weil dieser vielmehr im Gegenteil zu Unrecht mit Widerspruchsbescheid
vom 14. MÃ¤rz 2000 als weitere SchÃ¤digungsfolgen eine Vitiligo und eine Alopezie
festgestellt und daher die MdE mit 40 v. H. bewertet hat (s.o.). Das stellt einen
Umstand dar, der der KlÃ¤gerin bewusst gewesen sein muss, sie hat die ihr nicht
zustehende Versorgung ausdrÃ¼cklich im Widerspruchsverfahren geltend gemacht.
Sie bekommt damit eine EntschÃ¤digung, die ihr so nicht zusteht. Deswegen fehlt
es an jeglicher reellen Grundlage, mit der eine Verbitterung begrÃ¼ndet werden
kÃ¶nnte. Dessen ungeachtet ist eine solche jedenfalls zur Ã�berzeugung des Senats
nicht rechtlich ursÃ¤chlich auf die SchÃ¤digung i. S. d. Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 AntiDHG
zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Sie resultiert nicht unmittelbar aus der Hepatitis-C-Infektion
und ist auch nicht mittelbar durch diese verursacht worden. Vielmehr beruht sie auf
der eigenverantwortlichen, den Zurechnungszusammenhang unterbrechenden
Entscheidung des Beklagten, die sich zudem zur Ã�berzeugung des Senats, wie
auch des SG, als rechtmÃ¤Ã�ig erwiesen hat. Das nicht Durchdringen (selbst mit
einem berechtigten) Begehren gegenÃ¼ber einem SozialleistungstrÃ¤ger ist ein
allgemeines Lebensrisiko und nicht vom Schutzzweck des sozialen
EntschÃ¤digungsrechts, damit auch nicht vom AntiDHG, umfasst. Das soziale
EntschÃ¤digungsrecht beinhaltet keine Anspruchsgrundlage fÃ¼r die
EntschÃ¤digung von jeglichen Folgen exekutiven Unrechts.

Soweit B2 von einer den Gesamt-GdS auf 50 erhÃ¶henden Wirkung der von ihm als
Nebenwirkungen der antiviralen Therapie der Hepatitis-C-Infektion gewerteten
Geruchshalluzinationen und auch des Tinnitus ausgegangen ist, hat dies den Senat
nicht Ã¼berzeugen kÃ¶nnen. FÃ¼r den erkennenden SpruchkÃ¶rper schlÃ¼ssig
und Ã¼berzeugend hat W2 versorgungsÃ¤rztlich dargelegt, dass B2 sich insofern
allein auf die anamnestischen Angaben der KlÃ¤gerin gestÃ¼tzt und nicht einmal
ansatzweise den Versuch unternommen hat, diese beschriebenen
Geruchshalluzinationen zu objektivieren. Im Gegenteil haben sich die Hirnnerven,
die auch den Geruchssinn beinhalten, bei der neurologischen Untersuchung
unbeeintrÃ¤chtigt dargestellt. Dies gilt insbesondere auch vor dem Hintergrund,
dass die KlÃ¤gerin sowohl die Geruchshalluzinationen als auch den Tinnitus als
Therapienebenwirkungen erstmals gegenÃ¼ber B2 beschrieben und sich aus den
Berichten des sachkundigen H1, der die Therapie durchgefÃ¼hrt hat, solche
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Nebenwirkungen gerade nicht ergeben haben.

DarÃ¼ber hinaus hat W2 Ã¼berzeugend darauf hingewiesen, dass als
Nebenwirkung des antiviralen PrÃ¤parats Zepatier, einem KombinationsprÃ¤parat
aus Elbasvir und Grazopvir, das seit 2016 fÃ¼r die Therapie einer Hepatitis-C-
Infektion zugelassen ist, keine BeeintrÃ¤chtigungen von peripheren und zentralen
Nerven, insbesondere des Geruchssinns, bekannt sind. Soweit die KlÃ¤gerin
insofern im Rahmen des Berufungsverfahrens vorgebracht hat, dass die antivirale
Therapie ihrer Hepatitis-C-Infektion eine moderne Behandlungsmethode sei und
deshalb nicht alle Nebenwirkungen bekannt seien, damit auch durchaus die
Geruchshalluzinationen und auch der Tinnitus eine Nebenwirkung darstellen
kÃ¶nnten, handelt es sich hierbei um eine reine MutmaÃ�ung, fÃ¼r die ihr das
notwendige medizinische Fachwissen fehlt und die wissenschaftlich nicht
ansatzweise belegt ist.

Letztlich begrÃ¼nden zur Ã�berzeugung des Senats aber auch die
Geruchshalluzination und der Tinnitus, selbst wenn sie Nebenwirkungen der
antiviralen Therapie sein sollten, keine wesentliche EinschrÃ¤nkung der Erlebnis-
und GestaltungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin i.Â S. d. VG, Teil B, Nr. 3.7 und damit keine
ErhÃ¶hung des Teil-GdS fÃ¼r die im Funktionssystem â��Gehirn einschlieÃ�lich
Psycheâ�� zu berÃ¼cksichtigenden FunktionsstÃ¶rungen. Hiergegen sprechen die
von der KlÃ¤gerin bei der gutachterlichen Untersuchung durch B2 angegebenen
familiÃ¤ren und auÃ�erfamiliÃ¤ren sozialen Kontakte und AktivitÃ¤ten, die auf eine
wesentliche EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit nicht
schlieÃ�en lassen. So hat die KlÃ¤gerin neben dem tÃ¤glichen Kontakt zu ihrer
Tochter auch einen Freundeskreis, ihrer sozialen Kontakte reichen demnach Ã¼ber
das familiÃ¤re Umfeld hinaus. Gerne geht sie spazieren, ist also auch trotz der
beschriebenen SchamgefÃ¼hle wegen der Vitiligo und der Alopezie nicht an ihre
Wohnung gebunden. Sie telefoniert gerne mit AngehÃ¶rigen, hÃ¶rt Radio und
schaut fern, was eine mÃ¶gliche Mediennutzung belegt. Zuletzt ist sie im Jahr 2022
mit dem Bus in Italien im Urlaub gewesen und auch ihre Tochter und deren
LebensgefÃ¤hrten nehmen sie teilweise mit in den Urlaub, was ebenso gegen eine
Bindung an die Wohnung aufgrund der im Funktionssystem â��Hautâ��
anerkannten SchÃ¤digungsfolgen spricht.

Aufgrund der vorgenannten ErwÃ¤gungen wirkt sich die von A2 zusÃ¤tzlich
diagnostizierte somatoforme SchmerzstÃ¶rung, ungeachtet dessen, dass eine
solche nicht fachÃ¤rztlich gesichert ist, in Ermangelung tatsÃ¤chlicher
EinschrÃ¤nkungen nicht erhÃ¶hend auf den Teil-GdS im Funktionssystem â��Gehirn
einschlieÃ�lich Psycheâ�� aus.

Die vorliegenden medizinischen Unterlagen, Ã¤rztlichen MeinungsÃ¤uÃ�erungen,
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussagen und das bei B2 erhobene
SachverstÃ¤ndigengutachten haben dem Senat die fÃ¼r die richterliche
Ã�berzeugungsbildung notwendigen Grundlagen vermittelt. Weitere Ermittlungen
waren deshalb nicht vorzunehmen. Es wÃ¼rde sich hierbei um Ermittlungen ins
Blaue hinein handeln, mithin um eine Ausforschung des Sachverhaltes, zu der der
Senat nicht verpflichtet ist (vgl. BSG, Beschluss vom 17.Â Oktober 2018
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â��Â BÂ 9Â VÂ 20/18 B â��, juris, Rz.Â 19). Insbesondere war entgegen dem
Vorbringen der KlÃ¤gerin B2 nicht nochmals hinsichtlich der von ihm
diagnostizierten Leberfibrose zu befragen, da sich diese, selbst wenn sie
SchÃ¤digungsfolge ist, nicht erhÃ¶hend auf den Gesamt-GdS auswirkt.

Nach den GrundsÃ¤tzen zur Bildung des Gesamt-GdS dÃ¼rfen einzelne Teil-GdS-
Werte nicht addiert werden (VG, Teil A, Nr. 3, a). Von AusnahmefÃ¤llen (z. B.
hochgradige SchwerhÃ¶rigkeit eines Ohres bei schwerer beidseitiger
EinschrÃ¤nkung der SehfÃ¤higkeit) abgesehen, fÃ¼hren leichte
GesundheitsstÃ¶rungen, die nur einen GdS von 10 bedingen, nicht zur Zunahme
des AusmaÃ�es der GesamtbeeintrÃ¤chtigung, auch dann nicht, wenn mehrere
derartige leichte GesundheitsstÃ¶rungen nebeneinander bestehen. Auch bei
leichten FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen mit einem GdS von 20 ist es vielfach nicht
gerechtfertigt, auf eine wesentliche Zunahme des AusmaÃ�es der Behinderung zu
schlieÃ�en (VG, Teil A, Nr. 3, d), ee). Demnach wird ausgehend von den
vorliegenden Teil-GdS-Werten von jeweils 20 in den Funktionssystemen
â��Verdauungâ��, â��Hautâ�� und â��Gehirn einschlieÃ�lich Psycheâ�� ein
hÃ¶herer Gesamt-GdS als 40, wie ihn der Beklagte bereits durch Bescheid vom 16.
Oktober 2000 berÃ¼cksichtigt hat, nicht erreicht.

Nach alledem war die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des SG
vom 20. Oktober 2021 zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht gegeben, da die Voraussetzungen des
Â§Â 160Â Abs. 2 SGG nicht vorliegen.

Â 

Erstellt am: 23.06.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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